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»Ein vollelektronisches Geldsystem -  völlig transparent, ohne 
jeglichen Schutz der Privatsphäre bei Transaktionen und mit 
dem ständigen Risiko einer Enteignung durch den Staat -  be­
deutet, dass Geld kein privates Eigentum mehr sein wird. Der 
Weg in die Hölle ist mit guten Absichten gepflastert.«

Andreas Höfert: »Die Hölle ist bargeldlos«, Die Weltwoche, 
Ausgabe 27/2014, www.weltwoche.ch
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Über dieses Buch

Dieses Büchlein zum Thema Bargelclabschaffung will den Le­
ser aufrütteln. Welche Folgen hätte eine Bargeldabschaffung? 
Ist dieser Schritt »alternativlos«? Welche Motive sind für den 
Bargeldentzug maßgeblich? Dient er nur der Bekämpfung von Krimi­
nalität und dem Stopfen von Steuerschlupflöchern? Oder geht es um 

weit mehr? Den Verlust einer liebgewonnenen Freiheit etwa? Wenn 
der Sparstrumpf überflüssig würde, welche Notkassenalternativen 
für die Wechselfälle des Lebens gäbe es dann? Ist ein Bank Run voll­
ständig zu vermeiden, wenn das Bargeld abgeschafft ist? Fragen über 
Fragen.

Nach der Abschaffung der Zwangsbewirtschaftung kurz nach dem 
Zweiten Weltkrieg sind heute die technischen Möglichkeiten vorhan­
den, um sämtliche Finanzflüsse zu steuern. Es bedarf keiner Bezugs­
scheinsysteme mehr, die in früheren Notzeiten eingefuhrt wurden. 
Mithilfe der Elektronik wird gewünschtes Verhalten belohnt, unlieb­
same Transaktionen hingegen werden mit Gebühren und Steuern be­
legt oder gar gänzlich unterbunden.

Verkaufsplattformen, Kartendienstleister, Banken und nicht zuletzt 
der Staat profitieren finanziell. Diese »Masters of the Universe« kön­
nen enteignende Zwangsmaßnahmen elektronisch einleiten, steuern 
und überwachen. Die Manipulation des Kundenverhaltens könnte 
sogar individuell erfolgen. So könnte die Chipkarte -  selbstverständ­
lich zu Ihrem eigenen Schutz -  den Kauf bestimmter Waren verbie­
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ten. Der Verbraucher ist dann nicht mehr König, sondern -  wie der 
Steuerzahler -  gläsern. Mit diesen gelenkten Kunden werden weitere 
Umverteilungsspielräume geschaffen.

Wir alle, ob als Geldanleger, Konsumenten oder in der Rolle des 
Steuerzahlers, sollten die Chancen und Risiken des elektronischen 
Geldes kennen. Anhand dieses Buches sollen auch die unserer Mei­
nung nach besseren Alternativen zum staatlichen Zwangsgeldsystem 
diskutiert werden. Noch ist Zeit, politischen Widerstand gegen die 
Bargeldabschaffung zu organisieren. Wenn dieser Schritt erfolgt ist, 
sind vollendete Tatsachen geschaffen. Wer die vermeintlichen Errun­
genschaften einer bargeldlosen Wirtschaft in Frage stellt, gehört dann 
nicht mehr dazu.

Ein solcher Bürger deckt, so wird dann argumentiert, kriminelles 
Handeln und Steuerhinterziehung. Papierscheine sind bakteriell ver­
seucht, dies wird in Schweden bereits kampagnenmäßig verbreitet. 
Größere Noten, die als Erstes aus dem Verkehr gezogen werden, sind 
Symbole der Unterwelt und einer dubiosen Schattenwirtschaft, die 
es zu bekämpfen gilt. Die Sprachregelungen zur Durchsetzung des 
gläsernen Zahlers sind längst gefunden.

Die Vorteile des reinen Plastikgeldes werden gepriesen: sicher, ein­
fach und innovativ. Wenn Zweifel aufkommen oder sich sogar Wi­
derstand regt, wird der fragwürdige Schritt der Bargeldabschaffung 
als alternativlos verkauft. Alternativlos ist der aktuelle »Basta«-Be- 
griff. War da was? Ja! Propaganda ersetzt das Argumentieren. Und 
ein Bank Run wird organisatorisch ausgeschaltet, die schleichende 
Enteignung wird noch unauffälliger vonstattengehen.

Ulrich Horstmann

Gerald Mann



Vorwort

T rotz Niedrigzinsumfeld hält sich die Konsumlaune in der 
Eurozone in engen Grenzen. Die Bürger der Eurozone 
sparen unbeeindruckt weiter und haben mittlerweile Gut­
haben von über sechs Billionen Euro angehäuft. Damit die Spar­
lust eingedämmt und wünschenswerte Sonderkonjunktur losge­

treten werden könnte, müssten Zinsen und Renditen noch weiter, 
auch sehr deutlich unter null fallen. Das wäre allerdings der Unter­
gang unseres bekannten Banksystems. Um keinen Zinsnachteil zu 
erleiden, käme es zu einem Bank Run, einer Schlacht der Sparer um 
das wenige Bargeld, das nur noch einen geringfügigen Anteil an der 
gesamten Geldmenge des Euro-Währungsraums ausmacht. Ist da­
mit der volkswirtschaftliche Charme von flächendeckend negativen 
Zinsen für alle Zeit ausgeschlossen? Nein, nicht wenn der nächste 
Strukturbruch der Geldpolitik kommt: Die Abschaffung des Bar­
gelds! Dann lassen sich deutlich negative Zinsen durchsetzen und 
märchenhafte Wirtschaftsaufschwünge erreichen, ohne Folgeschä­
den befurchten zu müssen.

Sie halten das für utopisch? Hätten Sie vor 2008jemals gedacht, dass 
die Stabilitätskriterien in der Eurozone zerschlagen werden wie Por­
zellan auf einem Polterabend? In der (Geld-)Politik ist es doch immer 
dasselbe: Zunächst sind Visionen utopisch, undurchführbar, un­
möglich und am Ende logisch, selbstverständlich, alternativlos. Oder 
besser ausgedrückt: Was nicht passt, wird passend gemacht. Nicht 
zuletzt wäre der gläserne Bankkunde damit endlich Realität. Verkauft
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wird uns die Papiergeldlosigkeit anders: Nie mehr Steuerhinterzie­
hung, Schwarzarbeit oder Drogenkriminalität. Na, wenn das keine 
Mega-Alibis für die Abschaffung des Bargelds sind. Reden wir jetzt 
immer noch von Utopie oder schon von Perspektive?

Robert Halver



Einführung

K önnen Sie sich an den Gedanken gewöhnen, überhaupt kein 
Bargeld mehr zu haben? Wie wäre es, wenn im Portemonnaie 
nur noch Plastikkarten wären? Ist es für Sie vorstellbar, alle 

Transaktionen, auch den Kauf eines Kaugummis in einem Kiosk, mit 
Plastikgeld zu bezahlen?

Für viele Mitbürger ist das wohl derzeit noch nicht denkbar. Im Ge­
gensatz zu Skandinavien oder den angelsächsischen Staaten haben 
sich elektronische Zahlungsmittel in Deutschland noch nicht so weit 
durchgesetzt. Vor allem bei kleineren Beträgen zückt man doch eher 
einen 10-Euro- oder 5-Euro-Schein aus der Tasche, verbunden mit 
ein bisschen »Klimpergeld«.

Während in den USA die Nutzung von Bargeld im Supermarkt un­
üblich ist, sind wir hierzulande daran noch gewöhnt. Jüngere Men­
schen mögen einen Schritt weiter und plastikgeldaffiner sein. Bargeld 
ist dennoch nach wie vor ein sehr breit akzeptiertes Zahlungsmittel, 
zumindest hier bei uns. Eine Abschaffung erscheint abwegig, gar ab­
surd. Wirklich absurd?

Von der Bundesbank kommen eher beruhigende Botschaften. Bargeld 
ist demnach sowohl für den Zahlungsverkehr als auch zur Wertaufbe­
wahrung noch sehr gefragt; eine Abschaffung ist nicht vorgesehen. 
So zitierte der frühere Bundesbank-/EZB-ChefÖkonom Ottmar Is- 
sing bei einem Symposion kürzlich den russischen Schriftsteller Fjo-
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clor Dostojewski: »Geld ist geprägte Freiheit.« So hieß es vor mehr 
als 150 Jahren in seinen Aufzeichnungen aus einem Totenhaus. »Der 
Klarheit wegen müsste man«, so Issing, »heute betonen: >Bargeld ist 
geprägte Freiheit«.«1

Das hört sich gut an, und viele Bundesbürger empfinden das wohl 
auch so.

Im Rahmen der Vortragsreihe Munich Lectures in Economics des 
Center for Economic Studies (CES) mit Professor Kenneth S. Rogoff, 
der Thomas D. Cabot Professor of Public Policy und Professor der 
Volkswirtschaftslehre an der Harvard University ist, wurde im No­
vember 2014 die Frage der Bargeldabschaffung neu aufgeworfen. Bis 
zu diesem Zeitpunkt schien das Thema nicht aktuell zu sein.

Das ist es aber doch! Die Finanzkrise von 2007 ist zu einem dauerhaf­
ten Phänomen geworden. Sie ist nicht gelöst. Vielleicht ist die Eage jetzt 
sogar noch dramatischer als damals. Derzeit überschwemmen die Zent­
ralbanken die Märkte mit Geld fast zum Nulltarif. Wir haben uns beina­
he schon daran gewöhnt. Wie wäre das bei negativen Zinsen? Würden 
sie auch akzeptiert? Die Verunsicherung ist spürbar. Die ersten Banken 
sind schon vorgeprescht, um Negativzinsen durchzusetzen.

Erkennen Sie jetzt, warum Bargeld für Sie vorteilhaft ist?

Thorsten Polleit weist daraufhin, dass Bargeld weiter beliebt ist, was 
Politikern missfallen müsste.2 Der US-Dollar in Bargeld ist internatio­
nal verstärkt verbreitet, ein Reflex auf die zunehmende ökonomische 
Unsicherheit. Auch in Europa ist der Euro in Form von Münzen und 
Papiergeldscheinen populär.

Bei dem Horten von Bargeld, zum Beispiel unter dem Kopfkissen, 
verlieren Sie zumindest nicht beim Nominalwert. Anders sieht das
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aus, wenn Sie das Geld auf dem Konto lassen -  je nachdem, wie hoch 
der Negativzins ausfallt. Gäbe es kein Bargeld mehr, ließen sich Nega­
tivzinsen und damit eine sukzessive Enteignung leichter durchsetzen.

Angesichts der anhaltenden Überschuldung von Banken und Staaten 
und der Notwendigkeit, sich finanziell Luft zu verschaffen, bleiben 
Sie als Bürger wichtig, genau genommen natürlich nur Ihr Guthaben, 
falls vorhanden. Schlecht informiert und daher schlecht organisiert 
sind die Normalbürger das letzte Glied im Umverteilungssystem und 
können sich nicht leicht zur Wehr setzen.

Ob das gerecht ist oder nicht, lassen wir hier mal außen vor. Klar ist: 
Die Bargeldabschaffung ist nützlich aus Sicht von Verkaufsplattfor­
men im Internet, Kartendienstleistern, Banken und Staaten. Es wird 
nicht nur vermieden, dass Bargeld gehortet wird, weil die Bürger bei 
Negativzinsen einen relativen Zinsverlust vermeiden wollen, sondern 
kann auch viel leichter besteuert werden. Deswegen ist die Bargeld­
abschaffung für bestimmte Kreise hochattraktiv.

Man wird Ihnen sagen, dass es um die Bekämpfung von Kriminalität 
geht. So zeigte Professor Rogoff bei seinem ersten Vortrag im Rah­
men der Munich Lectures in Economics des Center for Economic 
Studies (CES) vor Wirtschaftswissenschaftlern und Studenten der 
LMU in München im November 2014 ein Bild mit Waffen auf einer 
Unmenge von Papiergeldbündeln. Dieses abschreckende Foto wirkte 
suggestiv und wohl für viele einleuchtend. Man braucht keine langen 
Erklärungen. Die Befürworter der Bargeldabschaffung argumentie­
ren: Bargeld ist gleich Kriminalität -  und damit eben nicht geprägte 
Freiheit, sondern eine Gefahr für die Allgemeinheit.

Stimmt das so? Müssen wir uns kurzfristig auf die Bargeldabschaf­
fung einstellen? Und ist Plastikgeld wirklich gleichbedeutend mit 
sauberem Geld? Das ist nicht klar. Die Privatwirtschaft will verdie­
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nen, der Staat sucht nach Besteuerungsmöglichkeiten. Im Verbund 
von Banken und Staat(en) erlaubt Plastikgeld auch eine relativ unauf­
fällige Umverteilung. Damit wäre eine Enteignung leichter denn je.

Unklar ist auch, ob sich mit der Bargeldabschaffung die Kriminalität 
eindämmen oder sogar ganz abschaffen lässt. Es ist zu vermuten, dass 
sie sich nur verlagert, gegebenenfalls sogar verstärkt, wie die aktuellen 
Beispiele von Datenklau im Internet zeigen. Auch in dieser Hinsicht 
wäre dann nichts gewonnen.

Mit der BargeldabschafEmg würde die Rolle des Geldes als Wertspei­
cher massiv eingeschränkt. Lassen sich die Bürger so zum Konsum 
zwingen, um die Wirtschaft wieder anzukurbeln? Oder suchen sie 
verstärkt alternative Wertspeicher, um zu sparen und selbst -  unab­
hängig von Staat und Banken -  für die Zukunft vorzusorgen?

Ein Vorrat an Gold- und Silbermünzen ist hilfreich als Versicherung 
gegen Abwärtsrisiken. Da das Gold traditionell schneller verboten 
wird, ist das Industriemetall Silber -  dies zeigt zumindest die Vergan­
genheit -  weniger riskant. Bei einer Edelmetallanlage ist in Kauf zu 
nehmen, dass sie keine laufende Rendite abwirft, aber das fällt derzeit 
kaum negativ auf. Die Zinsen sind ohnehin extrem niedrig und stüt­
zen die Assetpreise, auch die von Gold und Silber. Ansonsten sind 
Sachwerte weiter Trumpf, sie sollten den Hauptteil der Vermögens­
anlage bilden. Staatsanleihen sind für die Altersvorsorge ungeeignet. 
Sie bieten oft nur Risiko ohne Rendite. Daher gilt hier: Finger weg!



Bargeldabschaffung:
»Es geht nur vordergründig 
um die organisierte Kriminalität«

Interview mit Ulrich Horstmann
Die Fragen stellte Christoph Rohrmoser3

Kommt die totale Kontrolle? Ulrich Horstmann, Autor von Bestsel­
lern wie Die geheime Macht der Ratingagenturen, im Interview zu sei­
nem neuen Buch über die Abschaffung des Bargeldes.

BE: Herr Horstmann, Sie schreiben derzeit zusammen mit Profes­
sor Gerald Mann an einem Buch zum Thema »Bargeldabschaffung«. 
Was war der Anlass?

Ulrich Horstmann: Wir hatten über dieses Thema einige Male ge­
sprochen. Konkreter wurde die Buchidee nach dem Besuch einer 
Vorlesungsreihe von Professor Kenneth Rogoff in München im No­
vember letzten Jahres (2014, Anmerkung der Verfasser). Der Autor 
des Buches Dieses Mal ist alles anders (das er mit Co-Autorin Carmen 
Reinhart geschrieben hat) zeigte einen Umsetzungsvorschlag für das 
sukzessive Abschaffen von Bargeld in den USA.

Das Thema Bargeldabschaffung schien demnach weit vorgedacht zu 
sein. Es handelt sich offensichtlich nicht mehr um eine realitätsfer­
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ne Vision. Dennoch bleibt es für viele abwegig oder wird sogar als 
Science-Fiction betrachtet. Wenig beruhigend war auch die Aussicht, 
dass die Bargeldabschaffung nach Ansicht von Professor Rogoff über 
kurz oder lang sowieso kommt und dass man sich an den damit ein­
hergehenden Freiheitsentzug gewöhnen müsse.

BE: Besonders in Skandinavien bestehen eine große Blauäugigkeit 
bezüglich der Bargeldabschaffung und keinerlei Problembewusst­
sein. Woran mag das liegen?

Horstmann: Der sozialistisch-paternalistische Wohlfahrtstaat bevor­
mundet vermeintlich fürsorglich seine Bürger. Diese Politik ist nicht 
freiheitlich und schwächt die Verantwortungsbereitschaft der Bür­
ger. Eine derartige Verbotspolitik steht auch im Kontext einer An­
gleichung an die fortgeschrittene Plasdkkultur in angelsächsischen 
Staaten.

BE: In den USA findet die Bargeldabschaffung de facto seit Jahrzehn­
ten statt. Denn die größte Dollarnote (100 Dollar) war zwar bei der 
Gründung der FED circa 2.500 Dollar an heutiger Kaufkraft wert, ist 
inzwischen aber nur mehr ein schlechter Scherz. Woran liegt es, dass 
nie inflationsbedingt größere Scheine ausgegeben wurden -  von nicht 
verkehrsüblichen Sonderbanknoten mal abgesehen?

Horstmann: Die Bekämpfung des Bargelds ist eben nicht neu. Große 
Scheine ermöglichen eine bessere Lagerung auch in kleinen Privat­
tresoren. Das wollen Staaten und Banken im Zweifel eher erschwe­
ren, da das Geld dem Zirkulationskreislauf entzogen ist.

BE: Es heißt gerne, die Ausgabe von Geldscheinen verursache viele 
Kosten. Dennoch erzielen die Notenbanken im Normalfall nicht un­
bedeutende Gewinne. Gibt es zu den Kosten einige Fakten?



BargcIclabschalRing: »Es geht nur vordergründig um die organisierte Kriminalität« 2 1

Horstmaim: Mit dem Kosten- oder Steuemngsaspekt allein lässt 
sich die Bargeldabschaffung nicht rechtfertigen. Durch die Bargeld- 
abschaffung wird mit einem Absinken der Gewinne durch die Geld­
ausgabe gerechnet. Erträge durch höhere Steuereinnahmen und 
geringere Kriminalität sollen aber einen wesentlichen Ausgleich 
schaffen.

BE; In Italien, Frankreich, Spanien, Griechenland wurden Barzah­
lungen auf 1.000 Euro beziehungsweise auf3.000/2.500/1.500 Euro 
begrenzt. Provokativ gefragt: Ist deshalb die Mafia verarmt?

Horstmaim; Natürlich ist die Mafia deswegen nicht verarmt. Es geht 
nur vordergründig um die organisierte Kriminalität, vor allem jedoch 
um eine breitere Kontrolle unter dem Aspekt der Steuereintreibung 
und nicht zuletzt darum, Negativzinsen besser durchsetzen zu können.

BE: Sehen Sie die Möglichkeit, die Bevölkerung zu sensibilisie­
ren? Ich bin da sehr skeptisch angesichts der »Ich-habe-nichts-zu- 
verstecken«-Mentalität, mit der fastjeder sein Innerstes auf Facebook, 
Twitter &. Co. bereitwillig nach außen keh rt...

Horstmaim: Richtig, der Untertanengeist und das Gefühl, dass al­
les richtig läuft und man im Zweifelsfall sowieso nichts dagegen tun 
kann, nehmen anscheinend wieder zu. Diese passiv-lethargisch bis 
resignative Grundhaltung passt nicht zu aufgeklärten kritischen Bür­
gern in einer freiheitlichen Demokratie. So eine Haltung erinnert 
eher an frühere totalitäre Systeme.

Facebook-Gründer Mark Zuckerberg ist zum Beispiel angeblich 
nicht bereit, sein Privatleben in einem sozialen Netzwerk öffentlich 
zu enthüllen, auch wenn sein Geschäftsmodell darauf basiert, eben 
das zu tun. Da kann man jedem nur raten, sein Privatleben ebenfalls 
vor zu viel Zugriff zu schützen.
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Das Internet ist da eine offene Flanke, und der Datenschutz scheint 
dem veränderten Zeitgeist entsprechend nach und nach angepasst zu 
werden. Dies ist ganz im Sinne der Geheimdienste und der kommer­
ziellen Nutzer der Daten. Auch sie leben gut vom Exhibitionismus 
der User.

Die Sensibilisierung kann vermutlich nur dadurch gelingen, dass 
man immer wieder appelliert, wachsam zu bleiben. Die eigenen Da­
ten sollten -  wenn sie schon im Netz sind -  bestmöglich geschützt 
werden. Wirklich sicher ist vermutlich nur eine komplette Kommuni­
kationsverweigerung im Netz, aber so eine radikale Haltung ist wohl 
unrealistisch und extrem selten.

BE: Einerseits sind die Banken inzwischen sehr unbeliebt, anderer­
seits werfen ihnen die Leute doch nach wie vor bereitwillig das Geld 
via Kreditkarten- und Bankkarten-Transaktion in den Rachen. Wieso 
gibt es hier nicht eine stärkere Verweigerungshaltung?

Horstmann: Bequemlichkeit und Gewöhnungseffekte verdrängen 
das Bargeld nach und nach. Das ist ein schleichender Prozess. Die 
damit einhergehende Verringerung der Privatheit bei Geldgeschäf­
ten, die Dritte nichts angehen, wird offensichtlich hingenommen.

Man denke doch mal an den Grundsatz, dass das eigene Konto auch 
dem staatlichen Zugriff zu entziehen ist. Nur im Ausnahmefall war 
das sogenannte Bankgeheimnis anzutasten. Im Regelfall wurde den 
Bürgern kein kriminelles Handeln unterstellt. Dies mag zwar heute 
noch so sein, aber nicht mehr so ausgeprägt, denn inzwischen scheint 
die Beweislast mehr und mehr bei den Bürgern selbst zu liegen.

Mit dieser gewandelten Geisteshalturig wird weniger protestiert. In 
einem zunehmend kontrollierenden Staats- und Bankensystem könn­
te dies als Schuldeingeständnis für Fehlverhalten gesehen werden,
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nach dem Motto: Der hat was zu verbergen! Zeigen Sie bitte, dass 
Sie unschuldig sind! Das erinnert dann wieder eher an totalitäre Sys­
teme.

BE: Nicht nur in Deutschland und Österreich ist Bargeld verbreitet: 
Laut Statistik der Schweizer Nationalbank hat sich der Umlauf seit 
2007 um 20 Milliarden Franken erhöht. 60 Prozent sind 1000-Fran- 
ken-Noten. Wegen der Negativzinsen nimmt dies derzeit noch stark 
zu. Wie soll ein Bargeldverbot überhaupt funktionieren, solange man 
einfach in Franken wechseln kann?

Horstmann: Bei einem Bargeldverbot einzelner Staaten sind zu­
nächst Umgehungen möglich. Vor allem stabile Fremdwährungen 
mit Beibehaltung des Bargelds werden dadurch attraktiver. Am Ende 
steht dann eine international verzahnte Bargeldabschaffung, die das 
finanzielle Abschöpfen auch für globale Konzerne erleichtert.

BE: Anders als in Österreich und Deutschland ist in der Schweiz die 
Bezahlung mit Posterlagscheinen (Einzahlungsscheinen) noch sehr 
verbreitet. Der Einzahler zahlt keine Gebühren (!), also keine unver­
schämten 3 bis 10 Euro wie in Österreich und Deutschland üblich. 
Beim Online-Kauf bekommt man häufig eine Rechnung mit ange­
hängtem Posteinzahlungsschein, den man ausdrucken kann und der 
bei der Post in dieser Form akzeptiert wird. In Österreich dagegen 
zahlt man nicht nur Gebühren, sondern es wird häufig selbst wegen 
einer 100-Euro-Barüberweisung ein Ausweis verlangt. Gibt es ein 
Gesetz, das in der EU so etwas vorschreibt?

Horstmann: Die Schweiz, obwohl im Ausland vielfach als kapi­
talistisch gebrandmarkt, zeigt sich offensichdich hier sozialer als 
Österreich oder Deutschland. Ein entsprechendes Gesetz, das 
die genannten Abschöpfungsformen vorschreibt, ist mir nicht be­
kannt.
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BE: Wie sehen Sie das Verbot von Inhaberaktien im Lichte des Bar­
geldverbotes? Nicht umsonst heißt doch AG im romanischen Sprach- 
raum Société Anonyme ...

Horstmann: Richtig! Da gab es doch in der DDR den Song Sag mir, 
wo du stehst! Spaß beiseite: Dies sind alles typische Indizien für einen 
Schwenk in Richtung zu mehr Kontrolle und Überwachung. Solche 
Systeme nannte man früher Polizeistaaten. Der sich modernster tech­
nischer Mittel bedienende Staat kann im Verbund mit Wirtschafts­
unternehmen, die ebenfalls Interesse an den Daten haben, ein großes 
Rad drehen. Das Argument der Terrorismus- und Geldwäschebe- 
kämpfung überzeugt nicht, zumal das Recherchen zufolge in diesem 
Feld kaum eine Rolle spielt. Fraglich ist daher, ob ein solch harter 
Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der Gesellschaften und ihrer Akti­
onäre ausreichend begründet ist.

BE: Mit Plastikgeld kann man nicht ausgeraubt werden, daher soll 
Plastikgeld beziehungsweise ein implantierter Chip sicher sein. 
Wirklich? In SF-Filmen wird dann eben bei Bedarf gleich der gan­
ze Arm am putiert...

Horstmann: Das Argument überzeugt überhaupt nicht, vor allem 
vor dem Hintergrund der steigenden Hacker-Kriminalität. Es verla­
gert sich dann nur in diese Richtung.

BE: Können Sie sich vorstellen, dass ein großer Hacking-Skandal be­
treffend Finanztransaktionen etwas Nachdenklichkeit bezüglich Bar­
geld bringen könnte?

Horstmann: Ja, das könnte zum Nachdenken fuhren. Vielen sind die 
Folgen einer Bargeldabschaffung nicht bewusst. Mit dem besseren 
Durchsetzen von Negativzinsen wird eine elegante, »geräuschlose« 
Enteignung möglich. Politiker im modernen Lenkungsstaat werden
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-  Hand in Hand mit großen, auch im Internet agierenden Dienst­
leistem -  versuchen, mehr Konsum zu erzwingen. Mein Mitautor 
Professor Gerald Mann spricht deshalb im Zusammenhang mit der 
vorgesehenen Durchsetzung von Negativzinsen von einer »Konsum­
verweigerungssteuer«. Es geht darüber hinaus wieder ein Stück bür­
gerliche Freiheit und Unabhängigkeit verloren.

BE: Herr Horstmann, danke für die Ausführungen und gutes Gelin­
gen bei Ihrem neuen Buch zur Bargeldabschaffung!



Bargeldabschaffung -  ein Szenario

Noch vor wenigen Jahren wäre das folgende Szenario viel­
leicht als zu absurd empfunden worden. Inzwischen hat es 
eine Reihe von Überraschungen gegeben, wie zum Beispiel 
die Aushebelung des Maastricht-Vertrages, immer umfangreichere 
Rettungspakete in der Eurozone, die Einführung einer Bankenuni­

on sowie den Ankauf von Schrottpapieren durch die Zentralbanken 
in der Eurozone. Gibt es noch irgendeine ordnungspolitische Regel, 
die nicht zu brechen wäre? Not macht erfinderisch.

Bereits jetzt sind einige Schritte zur Einschränkung von Bargeldzah­
lungen erfolgt, wie die folgende Übersichtstabelle zeigt:

2005 in 
der EU

2009 in 
der EU

Eine Anmeldung beim Zoll muss dann erfolgen, wenn Perso­
nen mit Barmitteln im Wert von 10.000 Euro oder mehr in die 
EU ein- oder ausreisen. Mit der europäischen Verordnung Nr. 
1889/2005 (26. Oktober 2005) würden, so wird argumentiert, 
Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und andere illegale 
Handlungen bekämpft (Broschüre Travelling with € 10 000 
or more? Don ’tforget to declare it! der EU-Kommission, TA- 
XUD_CashControl-Leaflet-140109.indd).

Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung 
der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richt­
linien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 2000/46/EG (16. September 2009).
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2010 m 
Schweden

Kampagne zur BargeldabschaiRmg »Bargeldfrei jetzt!«
(Kontantfntt Nu), getragen von der Gewerkschaft für Finanz­
dienstleister »Finansförbundet« und »Svensk Handel«,4 mit 
Sprüchen wie »Bargeld braucht nur noch deine Oma -  und 
der Bankräuber« oder »Bargeld ist das Blut in den Adern der 
Kriminalität«.

2011 in 
Griechenland

Ab Jahresanfang 2011 werden Geschäfte mit einer Barzahlung 
von 1.500 Euro und mehr illegal, wenn zumindest ein Partner 
gewerblich aktiv ist.5

2012 in Italien Barzahlungen von mehr als 1.000 Euro sind in Italien seit 
Anfang 2012 verboten (Direktive zur Nachvollziehbarkeit von 
Finanzierungen, vor der Barzahlung mit hohen Beträgen wird 
gewarnt).'’

2012 in 
Spanien

Barzahlungen von über 2.500 Euro sind nach einem Gesetz 
vom 30. Oktober 2012 verboten, wenn eine der Parteien 
professionell oder gewerblich tätig ist. Es dient angeblich dem 
Kampf gegen Steuerbetrug.7

2014 in 
Belgien

Seit Januar 2014 hat sich die zulässige Bargeldsumme für 
Waren und Diensdeistungen von 5.000 Euro auf3.000 Euro 
verringert.8

2015 in Frank­
reich

Ab September 2015 wird für Bürger, die in Frankreich leben, 
die Bargeldzalilungsgrenzc auf 1.000 Euro (bis dahin 3.000 
Euro) begrenzt. Für ausländische Bürger liegt die Grenze -  
um den Tourismus nicht zu stark zu beeinträchtigen ~ bei 
10.000 Euro (bisher 15.000 Euro).9



Schritte zur Bargeldabschaffung

Die Einschränkung der Bargeldnutzung scheint Methode zu 
haben. Die Abschaffung des Bargeldes könnte schneller 
kommen, als Sie denken. Sie ist inzwischen aber offensicht­
lich sehr weit vorgedacht. Dafür sprechen unter anderem die oben ge­
nannten Regulierungen in der EU, und auch im Finanzsektor werden 

Barzahlungen immer weiter verdrängt.

Michael Kemmer, Hauptgeschäftsfuhrer und Mitglied des Vorstands 
Bundesverband deutscher Banken, erklärte bei einem Bargeldsympo­
sium der Deutschen Bundesbank am 12. Oktober 2012: »Die digitale 
Gesellschaft von heute und morgen wird die bewährten Zahlungsver- 
fahren auf den Prüfstand stellen und früher oder später auch das Bar­
geld in Bedrängnis bringen.«10

Dass das Thema trotz überraschend wenig Medienresonanz bisher 
weit vorgedacht ist, zeigten vor allem auch die Vorträge von Profes­
sor Kenneth Rogoff im November 2014 in München. Die Bargeld­
abschaffung ergibt aus Politik- und Bankensicht Sinn, wenn eine 
Steuerung und schleichende Enteignung der Bürger angenehmer be­
ziehungsweise »geräuschloser« ist als der Offenbarungseid eines har­
ten Schnittes.

Ein solch radikaler Schnitt wäre eine sanierende Währungsreform. 
Diese ist ein wiederkehrendes geschichtliches Ereignis, also eigent­
lich nichts Außergewöhnliches. Bereits jetzt gilt in einigen Staaten
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der Eurozone eine Höchstgrenze für Bargeldgeschäfte. Sie liegt in 
Spanien bei 2.500 Euro und in Frankreich bei 3.000 Euro, mit Aus­
nahmen. In Griechenland liegt die Hürde bei 1.500 Euro. Spitzen­
reiter ist Italien: Seit Anfang 2012 sind Bargeschäfte über mehr als 
1.000 Euro verboten.

Besonders weit entwickelt ist die Kartenzahlung in Skandinavien und 
den angelsächsischen Staaten, aber auch hier gibt es noch Wider­
stand. So kam es bei der britischen HSBC zu Tumulten unter den 
Kunden, weil die Bankmitarbeiter sich weigerten, am Schalter gro­
ße Beträge zwischen 5.000 und 10.000 Pfund in bar auszuzahlen, 
wenn die Kunden keinen Beleg über den Verwendungszweck vorle­
gen konnten.

Die Proteste (»Willkür«, »Unverschämtheit«)11 führten zu einer Ent­
schuldigung der Bank bei ihren Kunden. Auch in Schweden gibt es 
noch Bedenkenträger. Die Gewerkschaftlerin Marie Löök hielt 2010 
dagegen, wer Bargeld nutze, habe oft etwas zu verbergen, und erklär­
te: »Schließlich bezahlt man auch Prostituierte nur ungern mit der 
Kreditkarte.«12 In Schweden ist die Prostitution verboten und kann 
Gefängnisstrafen zur Folge haben.

Martine Syijänen von der Gewerkschaft der Handelsangestellten 
sieht die Vorliebe auch nicht krimineller Bürger als »kulturellen Wi­
derstand«. Das Ganze sei »eine Frage der Gewohnheit, speziell bei 
alten Leuten«. Dabei ist aus ihrer Sicht der bargeldlose Einkauf für 
Rentner viel besser, denn »die verlieren doch sonst immer alles«.13

Folgendes Szenario einer Bargeldabschaffung in Europa halten wir 
für möglich:

2016/ 2017: Der »War on Cash« (= Kampf gegen Bargeld) wird ver­
schärft. Der vermeintlich hohe Anteil von Bakterien -  von 20.000
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Bakterien und 3.000 Bakterientypen ist die Rede -  wird in den Medi­
en zunehmend thematisiert. Insbesondere die großen Kartenanbieter 
weisen verstärkt darauf hin, dass Bargeld unhygienisch ist. Das Bild 
hässlich schmutziger und angeblich krank machender Geldscheine, 
durch die vielleicht sogar Epidemien verstärkt werden könnten, wird 
in den Medien verbreitet.

Ob und inwieweit das von Bakterien verseuchte Geld gesundheits­
schädlich ist, steht danach im Mittelpunkt der Berichterstattung. Im 
Zweifel wird natürlich die Gesundheit der Bevölkerung als wichtiger 
erachtet. Die Bürger reagieren zum Teil missmutig, aber nach einiger 
Zeit setzt sich die Einsicht durch, dass man sich mit der Abschaffung 
des Bargelds ab finden muss (»Ich habe doch nichts zu verbergen!«).

Dann wird entschlossen gehandelt und ein konkreter Umsetzungs­
vorschlag für eine sukzessive Bargeldabschaffung vorgestellt. Zuerst 
werden die 200-Euro- und die 500-Euro-Scheine abgeschafft. Dabei 
werden der Bevölkerung Bilder von Waffen und Papiergeldbündeln 
gezeigt wie im Vortrag von Professor Rogoff. Die Bekämpfung des in­
ternationalen Terrorismus, der Kriminalität, der Geldwäsche und der 
Steuerflucht werden in den Fokus gerückt. Das scheint zunächst zu 
überzeugen. Die kleineren marktgängigen Scheine bleiben vorerst er­
halten.

2018/ 2019: Die 200-Euro- und 500-Euro-Scheine sind ausgeson­
dert, die Möglichkeiten, Bargeld einzusetzen, werden weiter ein­
geschränkt. Besonders Italien ist davon betroffen, hier sind die 
500-Euro-Scheine besonders beliebt. Nachdem die Regierung unter 
Monti die Hürde für Bargeldzahlungen bereits von 2.500 auf 1.000 
Euro herabgesetzt hatte, liegt sie jetzt bei nur noch 250 Euro. Gleich­
zeitig werden nun europaweit plangemäß innerhalb von ein bis zwei 
Jahren auch die 100-Euro- und die 50-Euro-Scheine aus dem Ver­
kehr gezogen.
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Angesichts der Negativzinsen und anhaltend schlechter wirtschaftli­
cher Nachrichten stößt diese Einziehung der marktgängigeren Schei­
ne auf Proteste -  vor allem bei Italienern, aber auch bei Franzosen 
und Deutschen, die den Versuch der Regierungen im Verbund mit 
den Banken erkennen, die Teilenteignung und Kontrolle der Bürger 
voranzutreiben.

In immer aggressiveren Medienkampagnen werden die Gegner der 
BargeldabschafFung als Terrorismusunterstützer oder Befürworter 
von Steuerhinterziehung diffamiert. Wer jetzt noch für Bargeld ist, 
der »gehört nicht mehr zu uns«. Protestler werden so mundtot ge­
macht. Öffentliche und privat finanzierte Medien ziehen an einem 
Strang.

Nach und nach verstummt die Kritik. Die Bürger sind verunsichert 
und verängstigt. Sie wollen natürlich keine kriminellen Machenschaf­
ten unterstützen. Andererseits wird die Freiheitseinschränkung auch 
als drückend empfunden.

Dennoch: Die technischen Vorzüge überzeugen viele. Die neu ausge­
gebenen staatlichen Geldkarten in Partnerschaft mit den Banken kön­
nen weitgehend universell eingesetzt werden. Vermeintlich wird das 
Leben angenehmer, eine schöne bunte Welt entfaltet sich, die digita­
le Behörde wird entdeckt. Shoppen ist bequemer denn je, Smartpho- 
nes sind selbstverständlicher Teil des Bezahlsystems. Der Konsum 
steigt an. Alle scheinen zu profitieren, vorübergehend nimmt sogar 
die Kritik der Gegner der BargeldabschafFung ab. Sie findet aber wie­
der neuen Nährboden, denn es wird klar: In einer mit der Politik kon­
zertierten Aktion wird der Handel Gebühren für Bargeldzahlungen 
erheben und so diese Bezahlvariante unattraktiv machen.

Das geht einige Monate so, das kann ohne einschneidende Ände­
rungen sogar Jahre anhalten. Der Mensch ist ein Gewohnheitstier.
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Elektronisch wird immer mehr bestellt, zur Freude der Verkaufsplatt­
formen im Internet und der Plastikkarteninhaber. Die Verschuldung 
der smart shoppenden und das Internet nutzenden Konsumenten 
steigt weiter.

Aber plötzlich ist dann doch Schluss mit lustig. Die Falle schnappt 
mangels Bargeldalternative zu. Mit jedem Transaktions Vorgang fal­
len immer mehr Steuern an. Käufe werden teurer, die Konditionen 
der Kartendienstleister verschlechtern sich. Das Geldabrufen von der 
Bank wird durch Gebühren und Steuern immer teurer. Auch hier gilt 
die ökonomische Grunderkenntnis, dass Wettbewerb für Verbrau­
cher günstig ist. Fällt Bargeld als Zahlungsvariante weg, bleibt eben 
nur noch die elektronische Variante übrig und wird mit hoher Wahr­
scheinlichkeit teurer als vorher.

Und dann auch noch das: Bestimmten Bürger ist es plötzlich nicht 
mehr möglich, frei und unbeschränkt einzukaufen. Alkoholiker kön­
nen kein Bier mehr kaufen, da ihre Geldkarte gesperrt ist. Dies wird 
als gesundheitlich notwendig eingestuft. Viele akzeptieren das Argu­
ment. Ist ja  auch gut so und in ihrem eigenen Interesse. Der Staat hat 
schließlich eine Fürsorgepflicht für seine Bürger.

Dennoch bleibt die Sorge der Regierung und der Finanzinstitute vor 
einem Ansturm auf Banken (Bank Run) oder Supermärkte. Das Ver­
trauen ist nicht mehr da, die geldflutenden Maßnahmen helfen nicht 
mehr so recht. Und hier ist dann die Plastikkarte wie ein neuer Be­
zugsschein. Heute kannst du für 25 Euro im Supermarkt einkaufen, 
morgen nur für 10 Euro, übermorgen wieder für 35 Euro, aber dann 
nur Backwaren und so weiter. Schöne neue Welt!

Am Ende dieses Szenarios bleibt festzuhalten: Die globale Finanz- 
und (Staats-)Schuldenkrise oder besser Geldsystemkrise macht die 
Bargeldabschaffung für Banker und Politiker attraktiv. Ein Bank Run
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in der bisherigen Form ist für die Kunden bei einer Bargeldabschaf­
fung nicht mehr möglich. Weitere Panik erzeugende Bankschlangen 
wie zuletzt 2007 bei der britischen Bank Northern Rock können so 
unterbunden werden.

Dies fuhrt zu einem Machtzuwachs des Staates und des Finanzsek­
tors, der für die Bürger sehr unangenehm sein kann. Sie verlieren wie­
der ein Stück ihrer Autonomie. Ihr Vertrauen in das Finanzsystem 
wird nicht gerade gestärkt, wenn sie die Wahlfreiheit verlieren, auch 
Bargeld zu nutzen, doch dies ist ihnen nicht unbedingt bewusst. Es 
gibt freiheitliche Alternativen, aber dazu im weiteren Verlauf mehr.

Wir sind uns bei diesem Szenario bewusst, dass bei entsprechender 
medialer Vorbereitung die Abschaffung des Bargelds in einer Volks­
abstimmung eine Mehrheit finden könnte. Denn erfahrungsgemäß 
schätzt die Mehrheit der Menschen Sicherheit höher ein als Frei­
heit. Hier denkt man unweigerlich an Benjamin Franklins Diktum: 
»Wer die Freiheit aufgibt, um Sicherheit zu gewinnen, wird am En­
de beides verlieren.« Selbst George Orwell, dem dieses Buch neben 
Friedrich August von Hayek gewidmet ist, konnte sich das zusätzli­
che Machtmittel, das durch die Bargeldabschaffung geschaffen wird, 
in seinen Romanen 1984 und Farin der Tiere nicht vorstellen.



Legenden rund um das Bargeld

Bilder sagen mehr als Worte. Menschen sind nach Gustave Le 
Bon beeinflussbar und leichtgläubig:

»Die Entstehung von Legenden, die so leicht in den Massen umlau­
fen, ist nicht nur die Folge vollkommener Leichtgläubigkeit, sondern 
auch der ungeheuerlichen Entstellungen, welche die Ereignisse in 
der Phantasie der Menschenansammlungen erfahren. Der einfachste 
Vorfall, von der Masse gesehen, ist sofort ein entstelltes Geschehnis. 
Sie denkt in Bildern, und das hervorgerufene Bild löst eine Folge an­
derer Bilder aus, ohne jeden logischen Zusammenhang mit dem ers­
ten. Diesen Zustand verstehen wir leicht, wenn wir bedenken, welche 
sonderbaren Vorstellungsreihen zuweilen ein Erlebnis in uns hervor­
ruft. Die Vernunft beweist die Zusammenhanglosigkeit dieser Bilder, 
aber die Masse beachtet sie nicht und vermengt die Zusätze ihrer ent­
stellenden Phantasie mit dem Ereignis.«14

Eine solche Legendenbildung schafft die einfache Gleichsetzung 
Bargeld = Schwerstkriminalität. Eine solche gedankliche Verbin­
dung ist leicht zu erzeugen. Andere Bilder und Legenden, die gezielt 
verbreitet werden, sind die bakterielle Verseuchung der Scheine 
(ein einfaches Bild) und die Gleichsetzung von Bargeld mit Steu­
erhinterziehung. Analog gilt das für Terrorfinanzierung. Besonders 
einprägsam war aber das Bild von Papiergeldbündcln und Waffen, 
das Professor Rogoff bei seiner Vorlesung »Rethinking Paper Cur­
rency« in München präsentierte. Im Nachhinein wirkt auch diese
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Darstellung als Teil einer »Werbeshow« für die Abschaffung von 
Papiergeld.

Mit der 2014 erfolgten Festnahme des meistgesuchten Drogenbosses 
der Welt, »El Cliapo« Guzmän, lässt sich die Legende »Bargeld = 
Schwerstkriminalität« gut verankern. Der Freiheits- und Sicherungs­
aspekt tritt so gegenüber finanziellen Risiken bei der Bargeldhaltung 
für die breite Masse in den Hintergrund. Professor Rogoff*nannte als 
Beispiel den Fund von etwa 200 Millionen US-Dollar in 100-Dollar- 
Noten bei der Verhaftung dieses mexikanischen Drogenbosses.

Quelle: foxnews.com, Associated Press

Das Bild unterstützt Rogoffs Botschaft, dass insbesondere die gro­
ßen Bargeldnoten in Verbindung mit Schwerstkriminalität oder steu­
ervermeidender Schattenwirtschaft stehen.15



Salira Wagenknechts Empfehlung

Einen Kontrapunkt zur oben diskutierten vereinfachten Gleich­
setzung von Bargeld = Schwerstkriminalität bildet die Em­
pfehlung von Sahra Wagenknecht, das Geld von den Banken 
abzuziehen und Bargeld zu horten. Die Politikerin (Die Linke) em­
pfiehlt den Bürgern angesichts der Mini-Zinsen, sie sollten »im Spar­

strumpf sparen«.16 Wagenknecht fordert einen Denkzettel für die 
Finanzpolitik der EZB und der Bundesregierung. Im Folgenden zi­
tieren wir aus dem oben genannten Artikel:

»Die Mini-Zinsen der Europäischen Zentralbank (EZB) be­
deuten faktisch eine Enteignung des Sparers, denn die Inflation 
frisst die Schrumpf-Zinsen wieder auf. Dazu kommen meistens 
noch die Kontogebühren der Kreditinstitute ...

Jetzt fordert die stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Lin­
ken, Sahra Wagenknecht (45), in BILD die Rache des klei­
nen Mannes am Finanzsystem: Die Deutschen sollen lieber im 
Sparstrumpf sparen, statt ihr Geld weiter ohne Zins-Gewinne 
auf der Bank hegen zu lassen!

Wagenknechts Begründung: >Im Sparstrumpf bringt das Geld 
zwar keine Zinsen, aber wenigstens haften die Sparer dann 
nicht für Bankpleiten, die sie nicht verursacht haben.<
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Hintergrund: Nach der Zinsentscheidung der EZB Anfang Sep­
tember lohnt sich Sparen nicht mehr. Die Europäische Zentral­
bank hatte den Zinssatz im September auf das Rekordtief von 
0,05 Prozent gesenkt. Die klare Botschaft von EZB-Chef Mario 
Draglii (67): Das Geld soll ausgegeben werden. Wer spart, wird 
bestraft. Kreditinstitute, die Geld lieber kurzfristig bei der No­
tenbank parken, anstatt es an Unternehmen zu verleihen, müs­
sen zudem künftig einen Strafzins von 0,2 Prozent bezahlen.

Zins-Politik ist Sparbuchsteuer für kleine Leute

Sahra Wagenknecht, Finanz- und Wirtschaftsexpertin der Links­
partei, verurteilt die Zinspolitik der EZB jetzt scharf. Die Linken- 
Politikerin zu BILD: >Die Nullzinspolitik wirkt wie eine Spar­
buchsteuer für die kleinen Leute. Die großen Anleger verdienen 
an den Börsen prächtig, und die Kleinsparer müssen zuschau­
en, wie ihr Spargroschen Monat für Monat schrumpfte

Die Logik der Linken-Politikerin: Mit einem für das Finanz­
system gefährlichen >Banken-Run<, also dem massenhaften Ab­
heben von Sparguthaben bei den deutschen Kreditinstituten, 
könnten die deutschen Sparer der Bundesregierung einen em­
pfindlichen Denkzettel verpassen...

>  Wagenknecht zu BILD: Würden die Bürger massenhaft ih­
re Sparbücher bei den Großbanken kündigen, würde die 
Politik vielleicht irgendwann begreifen, dass nicht nur die 
Finanzhaie, sondern auch die Sparer Finanzkrisen auslö- 
sen können.<
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> Unterstützung bekommt Wagenkriecht vom renommierten 
Wirtschafts- und Finanzexperten Max Otte (50, erkannte 
frühzeitig die Finanzkrise).

y  Otte zu BILD: >Wir sehen seit sechs Jahren eine schlei­
chende Enteignung der Sparer. Und die Deutschen in der 
Mittelschicht zahlen dafür. <

y  Für ihn ist daher klar: >Wagenknecht hat fachlich Recht, 
auch wenn sie natürlich zuspitzt.<

y  Zwei Ursachen sieht Otte für das gegenwärtige Misstrauen 
der Kunden in das Bankgeschäft:

y  Zum einen machten die Mini-Zinsen der Zentralbank ein 
wirksames Sparen faktisch unmöglich.

y  Zum anderen werde das einfache Sparkassengeschäft durch 
eine Uberregulierung gerade regelrecht kaputt gemacht.

y  Otte zu BILD: >Früher brachten Sparer ihr Geld zur Örtlichen 
Sparkasse, und die Zinsen waren verlässlich 2 Prozent höher 
als die Inflation^ Das Geld haben die Sparkassen dann un­
kompliziert an regionale Betriebe verliehen. >Doch heute loh­
nen sich diese kleinen, regionalen Kredite nicht mehr, weil es 
eine viel zu teure Regulierung gibt. Deshalb kann die Sparkas­
se auch keine vernünftigen Zinsen mehr an die Sparer zahlen.<

y  Ärgerlich findet Otte auch die teilweise unseriösen Inter­
net-Lockangebote mit etwas höheren Zinsen. Otte zu 
BILD: >Es kann doch nicht sein, dass meine betagte Tan­
te im Internet von Bank zu Bank ziehen und Lockangebote 
vergleichen muss, nur um ganz normal zu sparen.<
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y  Deshalb hat Wagenknechts Sparstrumpf-Vorschlag für Ot- 
te auch seinen Reiz: >Es gibt zwar keine Rendite, aber dafür 
auch kein Risiko, etwas zu verlieren ...<

y  Niedrig-Zinsen kosten Sparer 23 Mrd. Euro

y  Tatsache ist: Statt für das Sparen belohnt zu werden, be­
straft die Niedrig-Zins-Politik der EZB die -  im europä­
ischen Vergleich -  überdurchschnittlich sparfreudigen 
Deutschen!

y  Laut einer Studie des Versicherungsriesen Allianz haben 
die Niedrigzinsen den deutschen Sparern seit 2010 rund 
23 Mrd. Euro aus der Tasche gezogen.«

Eigene Anmerkung dazu: Laut Professor Hans-Werner Sinn ist seit 
Beginn der Finanzkrise für deutsche Sparer sogar bereits ein Verlust 
von 300 Milliarden Euro entstanden.17 Nach einer Studie der DZ 
Bank hat jeder Sparer schon 1.400 Euro durch die Nullzinspolitik 
verloren, bereits in diesem Jahr (2015) kämen 900 Euro hinzu.18

Die Bild-Zeitung schrieb weiter:

»Profiteure sind hingegen die Privathaushalte aus den südeuro­
päischen Krisenstaaten wie Spanien, Griechenland oder Portu­
gal, die ihre teuren Kredite jetzt umschulden und zu günstigen 
Konditionen zurückzahlen können. Die nahezu schuldenfreien 
Deutschen hingegen haben nichts davon.

Stattdessen sparen sie weiter wie die Weltmeister und setzen 
auf vermeintlich sichere und kurzfristige Bankeinlagen, die 
kaum Rendite abwerfen und in Wahrheit von der Inflation ge­
fressen werden ,..«19
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Der Vorschlag einer -  dann massenhaften -  Bargeldabhebung durch 
Sahra Wagenknecht ist allerdings selbst destabilisierend. Er folgt 
der Lenin’sehen Logik: »Uni die bürgerliche Gesellschaft zu zerstö­
ren, muss man ihr Geldwesen verwüsten.«20 Dennoch hat das Spar­
strumpf-Plädoyer der umstrittenen Politikerin positive Aspekte: 
Bargeldhaltung bringt zwar keine Rendite, aber dafür auch kein Ri­
siko (eigener Hinweis: außer dem steigenden Einbruchsrisiko). Hie­
rauf wies auch Max Otte hin. Die Risiken des Finanzsystems können 
bei einer Bargeldabschaffimg elegant auf die Konsumenten und Spa­
rer abgewälzt werden.

Nach Professor Rogoff sind in den USA und in Europa pro Kopf et­
wa 4.000 US-Dollar an Bargeld im Umlauf. In Japan, das seit vie­
len Jahren unter finanzieller Repression leidet, ist der Bargeldbetrag 
pro Kopf sogar doppelt so hoch.21 Kenneth Rogoff nimmt Bezug auf 
die Forschungsergebnisse von Willem H. Buiter, einem früheren Ent­
scheidungsträger bei der Bank of England. So kann mit der Bargeld- 
abschaffung auch die Null-Prozent-Untergrenze für den Leitzins 
fallen.

Solange es Bargeld als Alternative gibt, können von den Zentral­
banken allenfalls leichte Negativzinsen durchgedrückt werden. Der 
Handlungsspielraum für Zinssenkungen unter null, der seit dem Aus­
bruch der Finanzkrise 2007 zunehmend diskutiert und mittlerwei­
le auch umgesetzt wurde, ist begrenzt -  auf vielleicht maximal minus 
1 Prozent.

Erst die Bargeldabschaffung schafft nach Andreas Höfert, Chef­
ökonom der UBS, den Zugriff auf eine weitere »bedeutende, 
brachhegende Einnahmequelle für die Staaten«. Die »finanziel­
le Repression« (Sparerenteignung) bedarf der Bargeldabschaf- 
füng, um im vollen Umfang zur Wirkung zu gelangen. Nach Hö- 
ferts Ansicht führt Rogoffs Idee der Bargeldabschaffimg zwecks
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Kriminalitätsbekämpfling und Besteuerung der Schattenwirt­
schaft, die wir weiter unten detailliert darstellen, zu einem »or- 
wellschen Albtraum der finanziellen Repression«.22



Die Offenbarung

Die Bibel soll bei dem Thema »Bargeldabschaflimg« nicht 
ausgespart bleiben. So ist in der Offenbarung 13,16-17 zu 
lesen:

»Und es bringt es fertig, dass alle, die Kleinen und die Gro­
ßen, die Reichen und die Armen, die Freien und die Sklaven 
ein Malzeichen auf ihrer rechten Hand oder auf ihrer Stirn an­
bringen und dass niemand kaufen oder verkaufen kann, wenn 
er nicht das Malzeichen, (nämlich) den Namen des Tieres oder 
die Zahl seines Namens hat.«

Die christliche Tradition hat darin immer das endzeitliche Reich des 
Antichristen gesehen. In die heutige Zeit übersetzt könnte das bar­
geldfreie chipgesteuerte System ein solches Malzeichen sein.

Wenn wir schon mit biblischen Begriffen umgehen: Vielleicht wird 
den Bürgern mit den Möglichkeiten einer bargeldfreien Wirtschaft 
der Himmel versprochen (»smart und easy«), es könnte aber, ent­
sprechend ausgestaltet, auch die Hölle sein. Dazu Andreas Höfert: 
»Ein vollelektronisches Geldsystem -  völlig transparent, ohne jegli­
chen Schutz der Privatsphäre bei Transaktionen und mit dem ständi­
gen Risiko einer Enteignung durch den Staat -  bedeutet, dass Geld 
kein privates Eigentum mehr sein wird. Der Weg in die Hölle ist mit 
guten Absichten gepflastert.«23



Die neue bargeldfreie Welt - schön und 
bequem oder doch eher gefährlich?

»Bargeld ist das Blut in den Adern der Kriminalität«, sagte Stock­
holms Polizeipräsidentin Carin Götblad.2'1

»Am Straßenrand sitzt ein Mann in abgerissenen Klamotten. 
Vor sich hat er ein paar Exemplare einer Obdachlosenzeitung 
ausgebreitet. Wer vorbeikommt, wird angebettelt. Die Ausre­
de >Kein Kleingeld dabei< akzeptiert dieser Mann nicht: Die­
ser Betder nimmt auch Kreditkarten. Das Lesegerät dafür hat 
ihm die Obdachlosenzeitung zur Verfügung gestellt -  finanziert 
wurde es von einer millionenschweren Kreditkarten-Gesell- 
schaft. Was in Schweden schon Wirklichkeit ist, zeigt, was in 
Deutschland noch bevorsteht -  zumindest, wenn es nach den 
Banken geht.«2,15

Christian Siedenbiedel beschreibt, was in Schweden schon üblich 
geworden ist und warum die Staaten und Banken daran interessiert 
sind, das Bargeld durch Electronic Cash zu ersetzen. Es geht um die 
Gewinne bei den Banken, auch um Kontrolle und Überwachung. Es 
droht die Rundum-Überwachung der Menschen.

Interessant sind in diesem Zusammenhang auch die Querverbindun­
gen zwischen der Kampagne zur Abschaffung des Bargeldes und den 
davon profitierenden Finanzinstitutionen. So unterstützt die Kredit­
kartenorganisation MasterCard das Abba-Museum als Hauptsponsor.
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Der Abba-Sänger Björn Ulvaeus ist führend in der Kampagne zur Bar­
ge] dabschaffung in Schweden.

Die Gefahr, dass sich auch hochentwickelte westliche Demokratien 
in totalitäre Überwachungsstaaten verwandeln, ist ernst zu nehmen. 
Selbst der angebliche Vorbildstaat USA ist angesichts seiner Bürger­
überwachung nicht mehr über jeden Zweifel erhaben. Deutschland 
zeigt in seiner jüngsten Geschichte ohnehin eine starke Tendenz zu 
Obrigkeits- und Überwachungsstaaten (vielleicht ist die hohe Bargeld­
haltung in Deutschland bis heute in gewisser Weise ein Misstrauens­
votum nach den Enteignungsschocks 1923 und 1948). Ungeordnete 
Freiheit erscheint verdächtig. Die frühere Bundesrepublik (1949 bis 
1990, vor der Erweiterung um das frühere Staatsgebiet der DDR) mag 
hier eher die positive Ausnahme gewesen sein. Das chrisdich-freiheit- 
liche Wertefundament war ausreichend robust. Heute muss es wieder 
verteidigt werden.

Die technischen Überwachungsmöglichkeiten für obrigkeitsstaatliche 
Zwangssysteme sind vorhanden und können genutzt werden. Inlän­
dische Diktaturen wie der Nationalsozialismus oder die DDR verfug­
ten längst nicht über die Techniken, die heute zur Verfügung stehen. 
Moderne Überwachungsstaaten können sich elektronischer Mittel 
bedienen, sie brauchen nicht mehr zigtausende Zuträger oder infor­
melle Mitarbeiter in einem aufgeblähten Staatssicherheitsapparat. In 
solchen Systemen stehen Bürger unter Generalverdacht. Sie müssen 
ihre Unschuld beweisen. Der Staat ist dann kein Diener, sondern ein 
Herrscher.

Wenn Meinungspluralität nicht mehr zählt und einer allzu eng defi­
nierten Political Correctness geopfert wird, ist dies ein weiteres Zei­
chen, dass bürgerliche Freiheitsrechte wenig zählen. In verschärft 
totalitären Systemen werden menschliche Rechte, die bei uns ver­
fassungsmäßig geschützt sind, dann mit Füßen getreten. Die wirt­
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schaftliche Freiheit und die Meinungsfreiheit sind dabei wesentliche 
Politikprüfsteine.

Immer weniger scheint echte Meinungsvielfalt gewünscht. Den Bür­
gern wird misstraut. Die Macht staatlicher Stellen und der durch Re­
gulierungen mit ihnen verbundenen Finanzinstitutionen wird gestärkt. 
Eine Zivilgesellschaft, in der Bürger untereinander Geschäfte machen, 
ohne dass Finanzinstitute oder der Staat dies wissen, ist bald weitge­
hend überwunden, wenn die Pläne zur Bargeldabschaffung durchge­
setzt werden. Der Bürger ist dann nichts, das System/der Staat alles.

Die Romane 1984 von George Orwell, Schöne neue Welt von Aldous 
Huxley und Fahrenheil 451 von Ray Bradbury beschreiben eindrucks­
voll die Probleme solcher dystopischer Zukunftsgesellschaften, die sich 
durch eine autoritäre bis totalitäre Regierungsform und eine Form re­
pressiver sozialer Kontrolle charakterisieren lassen.

In George Orwells 1946/1947 geschriebenem Roman eines totalitä­
ren Überwachungs- und Präventionsstaats des Jahres 1984 will sich 
Winston Smith seine eigene Privatsphäre sichern. Er gerät damit mas­
siv in Konflikt mit dem System. Der Diktator dieses repressiven Staates 
-  verharmlosend »Großer Bruder« (Big Brother) genannt -  treibt die 
Unterdrückung und Kontrolle seiner Bürger zur Perfektion. Das Sys­
tem wird unter anderem geprägt vom Zwiedenken, das dazu zwingt, 
offensichtliche Lügen auch noch zu glauben, und Neusprech, einer aus 
politischen Gründen künstlich modifizierten Sprache. Neue politische 
Kampfbegriffe wie »alternativlos« fuhren auch in unserer gegenwärti­
gen Realität zu einer manipulativen Steuerung des Denkens per Des­
information.

Zur heutigen Manipulation gehört, dass der Abschied vom Bargeld nur 
mit Vorteilen beschrieben wird: Bequemlichkeit, die leichte Erfüllung 
von Bedürfnissen, Konsumieren rund um die Uhr, im Internet, über
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Smartphones in den Geschäften. Mobile-Payment-Lösungen werden 
den Bezahlkomfort zwar vergrößern, aber sie liefern auch Daten, die für 
Dritte wichtig sind: Ihr Einkaufsverhalten, Ihre Kontodaten und Ein­
blicke in Ihr Privatleben. Alle diese schützenswerten Informationen ge­
ben Sie anderen gratis preis.

Kommerzielle Profiteure einer zunehmend bargeldfreien Welt sind zum 
Beispiel Anbieter beim mobilen Bezahlen. Mit der neuen Apple Watch 
könnte die sogenannte digitale Geldbörse populär werden. Weitere 
Player neben Apple, die vom bargeldlosen Bezahlen profitieren wür­
den, sind eBay, Facebook, Google, Samsung Electronics, Wirecard und 
Worldline.26

Vor allem die bekannten multinationalen Player aus den USA sind da­
mit bestens positioniert für diese neue bargeldfreie Welt. Sie sind im 
Verbund mit Karten- und Bezahldienstleistern die neuen Gewinner und 
können Marktanteile zu Lasten der Banken gewinnen, da ihre Angebo­
te vor allem für Jugendliche attraktiv erscheinen. Während der »smarte« 
Jugendliche mit seiner elektronischen Uhr oder dem Smartphone mit 
einem Klick (bequem, wie die Werbung suggeriert) zahlt, nutzt die Oma 
noch ihr Bargeld, das sie zeitraubend und irgendwie antiquiert aus ih­
rem Geldbeutel heraussucht. Mit diesen gegenläufigen Bildern wird zur 
Durchsetzung der bargeldfreien Welt vermutlich verstärkt operiert wer­
den. Dabei wird völlig untersclilagen, dass die Nutzung von Bargeld 
zu einer höheren Selbstkontrolle des Ausgabeverhaltens fuhrt (weil die 
Scheine und Münzen sichtbar weniger werden).

Die Banken als Gebührenfresser und der Staat werden sich, vermutlich 
sogar Hand in Hand, in den nächsten Jahren bei Ihnen für Ihre Koope­
rationsbereitschaft bedanken. Danach kommen Transaktionsgebühren 
oder -steuern, die Sie nach und nach abzocken. Konsumwünsche auf 
Pump, mit Kartengeld selbstverständlich. In dieser zunehmend kom­
plexen Konsumwelt werden Sie die Kontrolle über Ihre Finanzen ver-
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lieren. Irgendwann sind Sie nur noch Schuldner, die neue Knechtschaft 
läuft über die Totalkontrolle, die andere über Sie aus üben.

Sie werden betreut. Die neue Realität wird bitter sein. Der »gläserne 
Zahler« wird über bargeldloses Bezahlen ermöglicht. Persönliche Ein­
griffe werden möglich, welche die dirigistische Zwangswirtschaft des 
real existierenden Sozialismus noch übertreffen. Steuern wir mit der 
Bargeldabschaffung vielleicht auf einen neuen Sozialismus zu? Wird 
eine Mausefalle aufgebaut, die irgendwann zuschnappt und uns unent­
rinnbar einsperrt?

Lebensmittelmarken können individuell smart und natürlich im Sin­
ne der Empfänger digitalisiert gestaltet werden. So kann die Chipkarte 
des notorischen Trinkers und Rauchers für Alkoholika und Zigaretten 
grundsätzlich gesperrt sein. Der Veggie Day (Tag mit vegetarischem Es­
sen), der an das Eintopfessen im Nationalsozialismus erinnert, kann di­
gital erzwungen werden. An diesen Tagen kann man eben mit der Karte 
kein Fleisch kaufen. Ist ja auch viel gesünder!

Aber auch das »sozialverträgliche Frühableben« könnte erleichtert wer­
den. Schwere Kost könnte man für sozial Geächtete subventionieren. 
Die Sozialfürsorge -  vollelektronisch gesteuert. Ein ausgrenzender Ter­
rorstaat wird technisch möglich, und machtgierige Politiker könnten 
sich seiner bedienen. Hitler, Stalin und Mao Tse Tung hätten sich si­
cher über bargeldloses Zahlen sehr gefreut, bereits die französischen Ja­
kobinerrevolutionäre hätten solche Zwangsmittel zu schätzen gewusst.

Demokratien des Westens achten die Privatsphäre im Gegensatz zu 
totalitären Staaten. Andreas Lusser zitierte passend den Reichsorga­
nisationsleiter der NSDAP, Robert Ley:

»Nein, in Deutschland gibt es keine Privatsache mehr. Wenn 
du schläfst, ist das deine Privatsache, sobald du aber wach bist
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und mit einem anderen Menschen in Berührung kommst, dann 
musst du eingedenk sein, dass du ein Soldat Adolf Hitlers bist 
und nach einem Reglement zu leben und zu exerzieren hast, ob 
Unternehmer, ob Arbeiter, ob Bürger, Bauer oder Beamter. Pri­
vatleute haben wir nicht mehr. Die Zeit, wo jeder tun und lassen 
konnte, was er wollte, ist vorbei.«27

Der Untertan -  wie im gleichnamigen Roman von Heinrich Mann 
dargestellt -  wird so in einem vermeintlich modernen Staat wieder 
verwirklicht. Vielleicht modern, auch innovativ und kreativ, aber letzt­
lich nicht im Sinne der Bürger, sondern gegen ihre Interessen. Fried­
rich August von Hayek hat die Gefahren durch totalitäre Staaten in 
seinem Buch Der Weg zur Knechtschaft beschrieben -  eine Pflichtlek­
türe für die Gegner der Bargeldabschaffung.

Der »War on Cash« ist also ein Kampf gegen die Freiheit. Nach den 
Autoren Matthias Weik und Marc Friederich bedeutet Bargeld da­
rüber hinaus auch Unabhängigkeit, Flexibilität und Mündigkeit.28 
Das Bankgeheimnis wird ausgehöhlt. So zählte das Bundeszentral­
amt für Steuern über 230.000 Kontenabrufe, im Vorjahr waren es erst 
142.000.29 Der kontrollierende Staat scheint das Maß zu verlieren, 
auch wenn es hier vordergründig noch um das Zahlen von Steuern 
geht. Zur Abgrenzung des staatlichen Handelns und der wirtschafdi- 
chen Privatsphäre stellte Ludwig Erhard (wenn auch in einem ande­
ren Kontext) fest: »Ich bin der Meinung, dass es den Staat gar nichts 
angeht, wie der einzelne Staatsbürger sein Geld verbrauchen will -  
dass er also in diesem Sinne nicht Morallehrer zu sein hat.«30

Die Realität sieht inzwischen anders aus. Ihre Datenspuren sind 
nicht nur für kommerzielle Anwender interessant. Alle Käufe wer­
den zunehmend überwacht, alle relevanten Daten der Konsumenten 
werden an die Banken und inzwischen vermutlich zum Staat weiter­
geleitet. Mit der Auflösung des Bankgeheimnisses ist die Privatsphä­
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re ohnehin weitgehend verschwunden. Andreas Lusser stellt fest: 
»Der Druck auf das Bankgeheimnis führt in letzter Konsequenz da­
zu, dass den Regierenden mehr Macht über ihre Bürger in die Hand 
gegeben wird.«31

Bundesfmanzminister Schäuble räumt daher auch ein: »Das Bankge­
heimnis in seiner alten Form hat ausgedient.«32 So haben inzwischen 
mehr als fünfzig Länder (die EU sowie mehr als zwanzig weitere Staa­
ten) ein Abkommen gegen Steuerhinterziehung unterschrieben, das 
ab 2016 in Kraft tritt. Mit dem erweiterten Datenaustausch können 
die Finanzämter auch die Steuern einziehen, die ihnen bislang durch 
Steuerflucht entgingen.33

Heftig kritisiert wird von Lusser der von den USA als Standard de­
finierte Informationsaustausch Fatca (Foreign Account Tax Com­
pliance Act), der nach seiner Ansicht ausländischen Banken, 
Versicherern, Wertschriftenhäusern, Fondsgesellschaften und Hol­
dings aufgezwungen wurde.34 Wir kommen dem »gläsernen Zah­
ler« auch hier ein Stück näher, und Lusser zieht folgenden Schluss: 
»Nicht ohne Grund wird Fatca auch als Fear And Total Confusion 
Act und als Ausdruck eines neuen amerikanischen Steuerimperialis­
mus bezeichnet.«

Überwachung und Kontrolle werden selbstverständlich, der innere 
Rückzug mancher Bürger auch. Sie fühlen sich als »gläserne Zahler« 
gelenkt und manipuliert. Sozialhilfe gibt es nur noch per Karte und 
Budget für bestimmte Produkte, die für sie vorgesehen sind. Die Ge­
sundheitskarte ist integriert, die Behörden haben alle relevanten Infor­
mationen. Das gilt als effizientes Verwaltungshandeln. Bargeld stört nur.

Die neue bargeldlose Welt in den Werbeprospekten ist dagegen jung 
und smart, alles funktioniert einfach, sicher und angenehm, auch be­
rührungslos mithilfe spezieller Lesegeräte. Die Nutzer solcher inno­
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vativen Bezahlungsvarianten werden als clever und kosmopolitisch 
dargestellt, wohingegen das schmutzige Bargeld nach Kriminalität, 
Schattenwirtschaft und nicht zuletzt Steuerbetrug riecht. Dunkle 
Schattengestalten von vorgestern, die nur Böses im Sinn haben ...

Die Folgen der Abschaffung des Bargelds sind der Verlust von Freiheit 
und Anonymität. Die persönliche Notfallkasse wird abgeschafft. Nahe­
zu omnipotente Banken und Kartendienstleister übernehmen in Ko­
operation mit dem Staat die Daseinsvorsorge. Der Bürger ist entweder 
finanziell gläsern, oder es gilt: »Der gehört nicht mehr zu uns.« Propa­
gandistisch werden diesen Bürgern kriminelle Motive unterstellt.

George Orwell, wie bereits erwähnt, oder das letzte Buch der Bibel, 
die Offenbarung, lassen grüßen. Eine nahezu totale Kontrollierbar- 
keit entsteht. Nach dem russischen Schriftsteller Fjodor Dostojewski 
ist Geld »geprägte Freiheit«.35 Es ist zu befurchten, dass sich die Kri­
minalität bei einer Bargeldabschaffung nur auf die digitale Welt ver­
lagert, möglicherweise mit schwerwiegenden Folgen. Sind die Netze 
wirklich ausreichend sicher, um alle Transaktionen darüber laufen zu 
lassen? Außerdem: Jedes Land, welches das Bargeld abschafft, würde 
noch verwundbarer gegenüber Cyberwar-Attacken auf Stromversor­
gung und Telekommunikation, die nach Medienberichten durchaus 
wahrscheinlicher werden. Bargeld hat im Gegensatz zu den Ansich­
ten seiner Gegner also auch systemstabilisierende Wirkungen.

Dennoch wird von interessierter Seite weiter die Abschaffung des 
Bargelds propagiert. Der US-Ökonom Joseph Salerno benennt zwei 
große Gewinner des bargeldlosen Zahlungsverkehrs: die Finanz­
branche, die an bargeldlosen Zahlungen (in Form moderner Wege­
lagerei) leistungslos verdient, und die Regierungen.36 Argumentiert 
wird vordergründig mit Sicherheitsmaßnahmen und Verbrechensbe­
kämpfung beziehungsweise -prävention. Eigendich geht es um Über­
wachung und Kontrolle, den »gläsernen Zahler«.



Aktuelle Lage: Zentralbankenpolitik 
ohne Golddeckung

Die Geldwertstabilität ist für eine freiheitliche und funktio­
nierende Gesellschaft unerlässlich. Das aktuelle Geldsystem 
lädt zum Schuldenmachen ein. Jegliche Warnung wird über­
hört. Schon in der Antike kannte man Grundsätze einer guten Staats- 
fuhrung:

»Der Staatshaushalt muss ausgeglichen sein. Die öffentlichen 
Schulden müssen verringert werden. Die Arroganz der Behör­
den muss gemäßigt und kontrolliert werden. Die Zahlungen an 
ausländische Regierungen müssen reduziert werden, wenn der 
Staat nicht bankrottgehen will.«37

Münzverschlechterungen gab es schon im alten Rom. Im Vergleich 
zu heute waren die Manipulationsspielräume dennoch vergleichswei­
se gering. Die Münzen blieben grundsätzlich werthaltig, auch wenn 
ihr Edelmetallanteil drastisch reduziert wurde.

Grundsätzlich lassen sich folgende Geldformen mit abnehmender 
Tendenz des inneren Wertes unterscheiden:

y  Gold, Silber, andere (Edel-)Metalle (bis 19. Jahrhundert) 
y  gedecktes Papiergeld (bis 20. Jahrhundert) 
y  ungedecktes Papiergeld, engl, fiat money (heute)
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Edelmetalle, zunächst Gold und Silber, später nur noch Gold, dien­
ten in der Zeit des sogenannten Goldstandards als Deckungsmittel 
für die jeweiligen Währungen. So konnte eine lange Phase wirtschaft­
licher Stabilität erzielt werden. In den einhundert Jahren von 1815 
bis 1914 schwankte das Preisniveau in Großbritannien nicht nen­
nenswert. Ab der Reichsgründung 1871 war der Goldstandard auch 
in Deutschland das dominierende Währungssystem. Die Goldde­
ckung wurde während des Ersten Weltkrieges aufgehoben.

Münzen spielen heute kaum mehr eine Rolle, ungedecktes Papier­
geld in Form von Geldscheinen und Buchgeld prägt das heutige 
Geldsystem. Bargeld (also Banknoten und Münzen) sind nach wie 
vor gesetzliches Zahlungsmittel, das Giralgeld (Buchgeld) ist ein 
»Geldsurrogat« und bislang kein gesetzliches Zahlungsmittel.

Bis zur Auflösung des Bretton-Woods-Systems zu Beginn der Siebzi­
gerjahre gaben die USA vor, indirekt über eine internationale Gold­
deckung das Währungssystem zu stabilisieren. Nach 1971/73 hat sich 
die Geldmenge extrem vergrößert und von der realwirtschaftlichen 
Entwicklung abgekoppelt. Nach den Anschlägen am 11. September 
2001 hat sich dieser negative Trend noch verstärkt. Bei ungedeck­
tem Papiergeld kann die Notenbank beliebig Geld »aus dem Nichts« 
schaffen.

Dieses ungebundene Fluten der Märkte mit Geld findet nun auch in­
ternational statt, in Japan, in den USA und auch in der Eurozone, de­
ren Geldpolitik sich nach und nach der der US-Notenbank Federal 
Reserve annähert.

Das Konstrukt einer unabhängigen Geldpolitik nach ordnungs- und 
stabilitätspolitischen Regeln, das die Bundesbank verfolgte, ist aufge­
geben werden. Die Bundesbank ist in dem europäischen System der 
Zentralbanken trotz des hohen Kapitalgewichts durch die Stimmen­
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mehrheit traditioneller Weichwährungsländer ins Abseits gedrängt 
worden. Sie ist allenfalls eine mahnende Stimme am Rande.

Die neue Knechtschaft durch manipulierte Finanzmärkte mit admi­
nistrierten Niedrig- und Negativzinsen könnte noch viel länger an- 
halten als derzeit angenommen. Das kann nach dem Vorbild Japans 
noch Jahrzehnte so gehen. Die Finanzinstitute haben sich daran ge­
wöhnt, Geld zum Nulltarif zu bekommen, auch in Europa. Mit der 
Bankenunion in Europa mag zwar vordergründig das Ziel verbunden 
sein, das ungedeihliche Verhältnis des jeweiligen Staates und seiner 
führenden Banken zu brechen, aber was kommt dann? Zu befurchten 
ist, dass auch hier dem amerikanischen Vorbild gefolgt wird. Darm 
wäre das Druckpotenzial großer europäischer Banken gegenüber der 
EZB entscheidend, der Einfluss der Regierungen würde möglicher­
weise schwinden.

Letztlich nimmt das Erpressungspotenzial großer Banken in der EU 
auch zu Lasten von Einzelstaaten zu, die weiter unter Druck stehen. 
Aus wahltaktischen Gründen bleibt die Schuldenkrise ungelöst, ob­
wohl harte marktwirtschaftskonforme Schuldenschnitte und Konkur­
se die Fehlbewertungen durch die verzerrende Geldflutung beseitigt 
hätten. Die EZB soll es richten. Sie kauft aber weiter nur wertvolle 
Zeit, welche die Schuldenkrise eher noch verschärft.

In den USA war die Zentralbank schon immer stark mit der Finanz­
welt verbunden (manche sprechen von »Finanzoligarchie«). Die Ban­
ken bestimmen die Fed-Politik mit. Die Fed ist keine Behörde, und 
ob sie tatsächlich die Zinsen erhöht, wird sich zeigen. Wenn über­
haupt, dann kommt ein ganz kleiner Schritt nach oben, kaum fühl­
bar für die Märkte.

Angesichts der Gewöhnung der Finanz weit an die Null- und Nega­
tivzinsen, welche die Sparer enteignen, könnte ein Zinsanstieg durch­
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aus zu Zusammenbrüchen von Banken und Versicherern fuhren. 
In Japan wird schon lange versucht, die Schulden des Staates und 
der Banken auf ein erträgliches Niveau zu reduzieren. Das Gegenteil 
ist der Fall. Mit einer Bargeldabschaffung hätte die Enteignung der 
Bürger beschleunigt werden können. Aus gutem Grund horten die 
japanischen Bürger daher weiter Bargeld.

International schreitet die Enteignung über Nullzinsen und jetzt so­
gar Negativzinsen voran. Sie würde mit der Bargeldabschaffung noch 
weiter verschärft, das wäre dann eine -  wenn auch schleichende -  
Währungsreform mit dem Ziel, den Staatshaushalt und die Bank­
bilanzen zu sanieren.



Finanzkrisen - immer wiederkehrend

Die Bargeldabschaffung dient der umfassenderen Durchsetzung 
von Negativzinsen. Wer Bargeld hält, hat immerhin keinen 
Nominalwertverlust. Diese Nullzinsgrenze gilt es zu überwin­
den. Um Haushalten und Unternehmen die Vermeidung von Negativ­
zinsen zu verunmöglichen, muss das Bargeld abgeschafft werden.

Die strafzinslose Bargeldhaltung wird beendet, und dann können 
Negativzinsen flächendeckend wirken, auch wenn das vielleicht bar­
barisch wirkt. Aus Sicht von Keimeth Rogoff ist das jedoch nicht barba­
rischer als eine Inflation, die auch die Kaufkraft des Geldes reduziert.38

Damit ist die Enteignung, die man auch als Währungsreform bezeich­
nen könnte, besser durchzusetzen. Aber um welchen Typus einer 
Währungsreform würde es sich hier handeln? Dazu später, zunächst 
eine grobe Einführung zum Thema:

Bei Währungsreformen handelt es sich aus historischer Perspektive 
um immer wiederkehrende Ereignisse; in einigen Staaten traten sie 
vielfach auf. Häufiger als zur Zeit von metallgebundenen Währungen 
wurden mit dem ungedeckten Papiergeldsystem komplexe Opera­
tionen notwendig, um das Geld- und Finanzsystem wieder auf eine 
solide Grundlage zu stellen. Derzeit scheint das gar nicht mehr zu ge­
lingen, denn die Interessenlage von Banken und Staaten steht dem 
entgegen (es ist einfach bequemer, so weiterzumachen und die Bür­
ger die Zeche zahlen zu lassen).
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Drei Wahrungstypen lassen sich grundsätzlich unterscheiden:

Konstituierende Währungsreform
Währungsreformen dieses Typs dienen der Schaffung einer Einheits­
währung, der Erweiterung eines bestehenden Währungsgebiets oder 
der Schaffung einer neuen nationalen Währung in neu gegründeten 
Staaten.39

Manipulierende Währungsreform
Währungsreformen dieses Typs resultieren aus finanzpolitischen 
Überlegungen, die den Staat oder Staaten zur Manipulation einer 
Geldverfassung veranlassen.10 Der Staat oder, wie im Fall des Euro- 
Verbundes, mehrere Staaten versuchen, Zugriff auf die Geldschöp­
fung der Zentralbank zu erlangen und sich über eine inflationäre 
Staatsfinanzierung reale Ressourcen anzueignen.41

Sanierende Währungsreform
Sanierende Währungsreformen im weiteren Sinne umfassen neben 
Reformmaßnahmen im monetären Sektor (sanierende Reform im en­
geren Sinne mit binnenwirtschaftlichen Änderungen der Geldver­
fassung und der Währungsbeziehungen eines Landes zum Ausland) 
auch die flankierenden Schritte, wie zum Beispiel fiskalische Refor­
men, die für den Erfolg des Reformprogramms notwendig oder för­
derlich sind.42 So erfolgte die Einführung der Deutschen Mark 1948 
über eine sanierende Währungsreform.
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Wenn von einer Währungsreform gesprochen wird, ist üblicherweise 
die mit besonders hohen Vermögensverlusten für die Bürger verbun­
dene sanierende Variante gemeint. Durch die immer weiter gestie­
gene Verschuldung, welche die Staaten weginflationieren möchten, 
wird auch dem Euro das Vertrauen der Bevölkerung immer mehr ent­
zogen. Dann hilft nur noch eine sanierende Währungsreform, wie sie 
die Deutschen zuletzt 1948 erlebten.

Staatsbankrotte sind geschichtlich etwas ganz Normales, zumindest 
kein seltenes Ereignis, auch wenn die Regulierungen etwas anderes 
unterstellen (Staatsanleihen sind sicher, wodurch die Finanzierung 
der Wirtschaft, auch des Mittelstands erschwert wird, da hier unzu­
treffenderweise relativ zu hohe Risiken unterstellt werden). Staats­
bankrotte treten immer wieder auf. In der Regel ist die Bereitschaft 
und nicht die Fähigkeit zur Rückzahlung der Schulden entscheidend.

Mehr als die Hälfte der Zahlungsausfälle treten bei einem Verschul­
dungsgrad von unter 60 Prozent des BIP auf.43 Bereits ab einem An­
teil der Staatsschulden von 90 Prozent am BIP bricht das Wachstum 
weg,44 eine dreistellige Staatsschuldenquote ist ein Hinweis auf ho­
he Zinszahlungsverpflichtungen und einen zunehmend unumkehr­
baren Weg in die Schuldenfalle. Die richtige Dosierung der Lehren 
von Keynes lautet dagegen: In Ausnahmefällen darf man, aber nicht 
immer.

Die Tabellen 12.2 und 12.3 in Dieses Mal ist alles anders von 
Carmen M. Reinhart und Kenneth S. Rogoff zeigen, dass finan­
zielle Instabilität ein normales historisches Phänomen ist. Sie 
stellen den »Zahlungsunfall« durch Inflation in der Zeitspanne 
von 1800 bis 2008 dar. Greift man die Länder heraus, die be­
sonders viele Hyperinflationsepisoden aufwiesen (jährliche In­
flationsrate von mindestens 500 Prozent), ergibt sich die unten 
abgebildete »Hitliste«. Die Jahre mit den höchsten Infiations-
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raten werden üblicherweise kurzfristig von einer Währungsre­
form begleitet.45

tu ngs-
zcitraum s

d en en  d ie  
Infla tion s-

den en  die  
In fla tion s­

raic höher rate h öher
w ar als w ar als
2 0  P rozent 4 0  Prozent

Zahl der H y­ Jahr m it der
perin fla tion s- h öch sten
ep isod eu Inflation srate
(jäh rlich e un d D atum  der
In fla tion s­ anschtieU enden
rate von W ährungsreform
m in d esten s  
5 0 0  P rozent)

in K lam m ern

Russland 1854 3 5 ,7 26 ,4 8 1 9 2 3 (2 /1 9 2 4 )

Nicaragua 1938 3 0 ,4 17,4 6 1 9 8 7 (1 9 8 9 )

Brasilien 1800 28 ,0 17,9 6 1990
(1 6 .3 .1 9 9 0 )

Angola 1915 53,3 4 4 ,6 4 1 9 9 6 (1 9 9 9 )

Argentinien 1800 2 4 ,6 15,5 4 1989 (März 
1991)

Griechenland 1834 13,3 5 ,2 4 1944
(1 1 .1 .1 9 4 4  und  
2 1 .1 .1 9 4 6 )

Besonders hohe Inilationsrateii seit 1800, das Jahr der höchsten Inflations­
rate und das Datum der anschließenden Währungsreform nach Ländern46

Russland und die beiden südamerikanischen Staaten Nicaragua und 
Brasilien gehören weltweit zu den Instabilitätsspitzenreitern. Dass 
Argentinien und Griechenland zu den Hochinflationsländern ge­
hören, überrascht eher weniger. In Ländern wie Kanada, USA, den 
Niederlanden, Schweden oder Großbritannien blieb die Inflation da­
gegen seit 1800 sehr niedrig.
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latnd B eginn des 
Bctrach- 
tu n gszeit-  
ra iu iu

A n teil der  
Jah re, in  
d en en  d ie  
Inflatinns- 
rate hö her  
w ar als 
2 0  P rozent

A nteil der  
Jah re, in  
d en en  die  
Infla tion s- 
rate hö her  
w ar als 
4 0  P rozent

Zahl der l ly -  
p er in fla tio m -  
ep isod en  
(jährlich e  
Infla tion s­
rate von  
m in d esten s  
5 0 0  P rozent)

Jahr m it der
h ö ch sten
Inflation srate

Kanada 1868 0 ,7 0 ,0 0 1917

USA 1800 1 ,0 0 ,0 0 1864

Niederlande 1800 1,0 0 ,0 0 1918

Schw eden 1800 1,9 0 ,0 0 1918

Großbritan­
nien

1800 2 ,4 0,0 0 1800

Spanien 1800 3 ,9 1,0 0 1808

Besonders niedrige Inflatioiisraten seit 1800 und das Jahr der höchsten In- 
flationsratc nach Ländern17

Wie Rogoff im Rahmen der Vortragsreihe im November 2014 in 
München sagte, erreichen die staatlichen Verschuldungsleveis inzwi­
schen das Niveau des Zweiten Weltkriegs. Italien und Spanien wären 
nach seiner Ansicht bei Beibehaltung ihrer eigenen Währung auf dem 
Niveau wie jetzt Brasilien. Er nannte folgende Wege, um die sehr ho­
hen öffentlichen und privaten Schulden abzubauen:

y  sehr hohes Wachstum mit oder ohne Budgetdisziplin 
y  Schulden ignorieren und auf r < g vertrauen (r bedeutet return 

(Rendite) und g growth (Wachstum)) 
y  Zahlungsausfall 
y  Inflationsexplosion
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> finanzielle Repression 
y  Verlängerung des Schuldenüberhangs

Länder, die sich in ihrer eigenen Währung verschulden, haben fle­
xible Wechselkurse und können Anleihen emittieren, sie brauchen 
sich nach Ansicht einiger Ökonomen keine Sorgen um Schulden zu 
machen. Diese Analyse ignoriert aus Sicht von Rogoff, dass sich in 
diesem Fall das Schuldenrisiko in ein Inflationsrisiko verwandelt. So 
haben Brasilien, Indien, die Türkei und viele andere Schwellenlän­
der Inflationsraten von 6 bis 9 Prozent, wodurch ein wachsendes glo­
bales Problem entsteht. Farhi, Aguiar, Amador und Gopinath (2012) 
zeigen, dass Krisen bei einem zu streng gesetzten Inflationsziel noch 
mehr verlängert werden.

Eine Reform des Finanzsystems erfordert nach Rogoff:

y  viel höheres Eigenkapital (Admati/Hellwig, 2013) 
y  hybride Schulden (konvertierbare Anleihen, die im Crashfalle zu 

Aktien umgewandelt werden (Bulow-Goldfeld-Klemperer, 2013) 
y  enge Grenzen für die Banktätigkeit
y  einen »Chicago Plan« wie in den Dreißigerjahren, um Geldsub­

stitute zu verbieten, die durch Laufzeitveränderungen finanziert 
werden

Rogoff stellte (1983, 1985) eine Struktur zur Gründung einer unab­
hängigen Zentralbank zur Verringerung des Konsistenzproblems der 
Geldpolitik vor. Die Eurokrise ist nach seiner Ansicht weiterhin nur 
schwer lösbar, da Strukturreformen in Italien und Frankreich fehlen.



Schwundgeld und die 
Liquiditätspräferenz nach Keynes

Silvio Gesell (1862-1930) stieß mit seinen Geldreformvorschlä­
gen in den Zwanzigerjahren auf ein breites Interesse, nicht zuletzt 
durch die Hyperinflationsphase in Deutschland. Er propagierte 
bereits früh die Idee, Geld müsse nach und nach progressiv an Wert 
verlieren. Dadurch war für ihn sichergestellt, dass der Besitzer sein 

Geld schnell ausgibt, wodurch die wirtschaftliche Aktivität zunimmt.48

So könnten Banknoten entsprechend ihres Nominalwertverfalls abge­
stempelt werden (= Stempelgeld). Irving Fisher und John Maynard 
Keynes interessierten sich für die Vorschläge von Gesell; Keyries gab 
aber zu bedenken, dass den Banknoten ihre Liquiditätsprämie genom­
men würde, wenn sie abgestempelt werden. Dann träten andere Sur­
rogate an ihre Stelle, wie Giralgeld, Juwelen und Edelmetalle.49 Mit 
sinkenden Zinsen steigt nach Keynes die Liquiditätspräferenz, da die 
Opportunitätskosten (= entgangene Zinsen) für Bargeldhaltung sin­
ken. Das Gleiche gilt für Gold- oder Silbermünzen. Bei einem nega­
tiven Zins müsste die Nachfrage nach Bargeld förmlich explodieren.

Während das Spekulationsmotiv der Kassenhaltung zinsabhängig 
ist, hängt die Geldnachfrage nach dem Transaktions- oder Vorsichts­
motiv an dem Aktivitätsniveau der Wirtschaft und an den eigenen 
geschäftlichen Dispositionsnotwendigkeiten. In den aktuellen Finanz­
krisenzeiten nimmt die Liquiditätshaltung zu und erhöht die auf­
grund von Nullzinsen ohnehin bereits hohe Geldnachfrage.
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Die finanzielle Repression fuhrt für viele Sparer und Geldhalter zu ei­
ner Teilenteignung. Damit zerstören der Staat und die Notenbank die 
erfreuliche Sparkultur, die sich im Norden Europas über Jahrhunder­
te entwickelt hat.

Aus dem alten Sparermotto »Spare in der Zeit, so hast du in der Not« 
wird »Spare in der Zeit, so verlierst du in der finanziellen Repressi­
on«.

Mit der geplanten Abschaffung des Bargelds bliebe die eiserne Re­
serve, deren Opportunitätskosten durch den Zins bestimmt werden, 
weiter wichtig. Ob das Ausweichen auf Silber- oder Goldmünzen 
dann noch möglich ist, hängt von der Rigidität der Entscheidungs­
träger ab. Es ist im Zusammenhang mit einer immer interventionis­
tischeren Wirtschaftspolitik nicht auszuschließen, dass auch diese 
Alternativen durch Verbot erschwert bzw. unmöglich werden.

Während der natürliche Zins deutlich positiv und stabil ist, ist der 
künstlich nach unten gedrückte administrierte Zentralbankzins ge­
gebenenfalls sogar negativ. Das fuhrt zu weiteren Friktionen. Um die 
Negativzinsen allgemein durchzusetzen, ist die Bargeldabschaffung, 
wie bereits beschrieben, ein wichtiger zusätzlicher Schritt. Damit 
werden die relativen Vorteile der Sparer bei Bargeldhaltung besei­
tigt.

Diese weitere Währungsreform ist eine klare Enteignung. Sie ist sa­
nierend, aber nicht für Sie, liebe Leser. Die Bargeldabschaffung ist für 
Banken und Staaten attraktiv, die den vollen Zugriff auf Ihre Finanz­
dispositionen bekommen. Konsumverweigerung soll durch hohe Ge­
bühren und Steuern unterbunden werden. Die Dauerkrise wird so 
nur verlängert. Weitere Fehlbewertungen durch den verzerrenden 
Zins werden provoziert.
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Die Bargeldabschaffung würde auch die finanzielle Entmündigung 
der Bürger noch beschleunigen. Wenn die eiserne Reservekassen­
haltung -  bei einer ohnehin schon viel zu konsumfreundlichen 
Haltung mit überzogener Verschuldung von Privatpersonen -  ver­
meintlich durch Banken und staatliche Stellen garantiert wird, steigt 
das Systemrisiko (d. h. das Überschuldungsrisiko der Gesamtgesell­
schaft).

Mit dem »Outsourcing« Ihrer Kassenhaltung verlieren Sie an Auto­
nomie. Die Transparenz, also die Übersicht über Ihre Finanzen, geht 
verloren. Das kann leicht zu einer Schuldknechtschaft fuhren, aus der 
man nicht einmal zum sich alle fünfzig Jahre wiederholenden Jubel­
jahr befreit wird. Überhaupt führt auch schon die jetzige finanzielle 
Repression zu einer Umverteilung von Arm zu Reich.

Einzelpersonen und Familien sind die subsidiären Einheiten, die am 
ehesten den Überblick haben und Verantwortung für ihr Handeln 
übernehmen. Das ist eigentlich selbstverständlich. In der neuen Welt 
ohne Bargeld dann aber nicht mehr, zumindest wird es viel schwieri­
ger, sich nicht manipulieren zu lassen.™

Es ist zunächst smart und hip, alles elektronisch abzuwickeln. Dann 
sind Sie aber Knecht des Finanz- und eines neuen Konsumterrorsys- 
tems. Der Ausdruck »Konsumterror« ist aktueller denn je. Es bleibt 
spannend abzuwarten, ob die Achtundsechziger, welche die bürgerli­
che Gesellschaft der Sechziger und Siebziger Jahre mit diesem Begriff 
belegten, heute entschieden gegen die Etablierung des bargeldlosen 
Konsumterrorsystems aufbegehren werden.

Bleiben Sie wachsam und finanziell immun. Die Bargeldabschaffung 
ist eine fehlgeleitete Konsumverweigerungssteuer. Wollen Sie sich 
das als Bürger bieten lassen?
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Grundsätzlich ist bei allen Refornivorschlägen zu bedenken: Das Ver­
trauen in das Geld ist die elementare Grundlage des Wohlstand schaf­
fenden arbeitsteiligen Wirtschaftens. Ist es zerstört, fallen moderne 
Gesellschaften wieder in den archaischen Zustand einer Tauschwirt­
schaft zurück. So könnte auch eine Bargeldabschaffung das Vertrauen 
in das Geld weiter verringern, wenn die bargeldlosen Transaktionen 
in erster Linie der finanziellen Abschöpfung und Lenkung dienen. 
Diesem planwirtschaftlichen Aspekt der neuen Geldordnung ist ent­
sprechend Rechnung zu tragen.

Wenn durch die Hintertür des Sicherheits- und Kriminalitäts- 
bekämpfungsarguments tatsächlich moderne Versionen von 
Bezugsscheinsystemen (entsprechende Chipdaten, die zum 
Beispiel Sozialhilfeempfängern nur bestimmte Käufe zu genau 
vorgegebenen Zeiten erlauben) geschaffen würden, wäre das 
Misstrauen zu Recht groß. Ein solches System des gelenkten 
und gläsernen Zahlers würde von vielen nur widerwillig akzep­
tiert.



Bargeldabschaffung: Die aktuelle 
Position der Deutschen Bundesbank

Der frühere Bundesbank-/EZB-Chefökonom Ottmar Issing 
hatte, wie bereits eingangs erwähnt, das Zitat von Fjodor 
Dostojewski »Geld ist geprägte Freiheit« aus Gründen der 
Klarheit auch auf das Bargeld bezogen.51

Damit hat sich ein früherer Vertreter der Deutschen Bundesbank un­
missverständlich ausgedrückt. Auch Carl-Ludwig Thieles Rede mit 
dem Titel »Bargeld ist Schwerstarbeit«52, die im Folgenden unter 
Auslassung des Anfangsteils zitiert wird, spricht für eine noch lange 
währende Beibehaltung von Bargeld hierzulande:

»Wie steht es nun um die Zukunft des Bargelds? Seit langem 
wird dem Bargeld der baldige Tod attestiert; es sei altmodisch, 
ein Relikt aus vergangenen Zeiten. Diesen Kritikern möchte ich 
entgegnen, dass der Euro-Bargeldumlauf ungebrochen weiter 
wächst. Der Banknotenumlauf für das gesamte Eurosystem ist 
von 806 Milliarden Euro in 2009 um 150 Milliarden Euro auf 
956 Milliarden Euro in 2013 gestiegen, also um 18,6 Prozent. 
Allein im letzten Jahr ist der Umlauf um 43,6 Milliarden Euro 
beziehungsweise 4,8 Prozent gewachsen. Von diesem Bankno­
tenumlaufwurden von der Bundesbank gut 49 Prozent ausge­
geben. Sie versorgt nicht nur den nationalen Zahlungsverkehr 
mit Geldscheinen und Münzen, sondern leistet einen erhebli­
chen Beitrag für die täglichen Transaktionen am Point of Sale
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im gesamten Euroraum. Im Wesentlichen fließen diese Bankno­
ten über den Tourismus und die Bargeldtransfers von hier täti­
gen Arbeitnehmern in andere Länder des Euroraums.

Darüber hinaus spielt die Euro-Bargeldnachfrage aus Nicht- 
EWU-Ländern eine erhebliche Rolle. Der Flughafen Frank­
furt mit einer Vielzahl von Direktverbindungen in diese Länder 
und die seit der D-Mark-Zeit bestehenden Geschäftsbeziehun­
gen der Bundesbank mit internationalen Sortenhändlern fuh­
ren dazu, dass der Euro insbesondere zur Wertaufbewahrung 
auch außerhalb des Währungsraums nachgefragt wird.

Neben der Zahlungsmittelfunktion stiftet das Bargeld für die 
Bevölkerung auch einen Nutzen als Wertaufbewahrungsmit- 
tel. Letzteres ist für die Menschen gerade in finanziell unsiche­
ren Zeiten von großer Bedeutung, wie wir während der Leh- 
man-Krise im Jahr 2008 bemerkt haben, als die Nachfrage nach 
Banknoten sprunghaft anstieg. Und auch die Nutzung von Bar­
geld als Zahlungsinstrument ist trotz steigender Verwendung 
von unbaren Zahlungsinstrumenten bemerkenswert hoch. Bar­
geld ist nach wie vor das beliebteste Zahlungsmittel in Deutsch­
land und wird es auf absehbare Zeit wohl auch bleiben.«

Unsere Anmerkung dazu: Der Anstieg der Bargeldnachfrage in Not­
zeiten zeigt die Notwendigkeit, das beliebte Bargeld nicht durch frag­
würdige Akte einfach nach und nach abzuschaffen oder die Nutzung 
auch als Wertaufbewahrungsmittel immer stärker einzuschränken. 
Gerade in Krisenzeiten gewinnt Bargeld an Bedeutung. Die seit 2007 
bestehende Finanzkrise ist nicht überwunden. Eine BargeldabSchaf­
fung in einer Phase finanzieller Repression würde das Vertrauen in 
das Geldsystem, das auch mit der Möglichkeit einer Wertaufbewah­
rung verbunden ist, die mit Zins entgolten wird, weiter sinken las­
sen, vielleicht sogar gänzlich zerstören. Geld, das von den Bürgern
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als Wertspeicher nicht akzeptiert wird, wäre dann ein Geldsystem auf
Abruf.

Im Folgenden zitieren wir weiter aus der Rede von Carl-Ludwig
Thiele:

»Das Eurosystem gibt nicht zuletzt mit der derzeitigen Einfüh­
rung der neuen Euro-Banknotenserie ein klares Bekenntnis zur 
Zukunft des Bargelds ab. Die neuen Geldscheine ähneln op­
tisch der ersten Serie, die 2002 in Umlauf gegeben wurde. Sie 
wurden jedoch gestalterisch überarbeitet und weisen einige 
neue und verbesserte Sicherheitsmerkmale auf. Sie sollen somit 
noch fälschungssicherer werden, damit Bargeld seine Funktio­
nen auch in Zukunft reibungslos und sicher wahrnehmen kann.

Seit einem Jahr ist die 5-Euro-Banknote als erste Stückelung 
der neuen Serie im Umlauf. Die Umstellung verlief in Deutsch­
land weitgehend reibungslos. Einige Probleme gab es allerdings 
bei der Akzeptanz der neuen Scheine an Parkhaus-, Nahver­
kehrs- und Verkaufsautomaten. Die Automatenwirtschaft führ­
te dies auf eine zu kurze Umstellungsfrist zurück. Das Eurosys­
tem hat bezüglich der 10-Euro-Banknote, die im September 
2014 erscheinen wird, reagiert und den Zeitraum zwischen der 
Vorstellung der Note und der Einführung deudich verlängert. 
Ebenso wurden die Test- und Ausleihmodalitäten erleichtert 
und die Informationspolitik intensiviert. Ich bin daher zuver­
sichtlich, dass die 10-Euro-Banknote im September erfolgreich 
an den Start gehen kann.

So mancher findet die neuen Geldscheine allerdings so attrak­
tiv, dass er nicht bis September warten kann. Wie Sie der Pres­
se entnehmen konnten, wurden kürzlich in Hamburg einige 
hundert 10-Euro-Banknoten der neuen Serie gestohlen, die



68 Bargeldverbot

sich eine Firma zu Testzwecken ausgeliehen hatte. Ein derarti­
ger Diebstahl sollte natürlich unbedingt vermieden werden. Die 
Tat könnte allerdings in Zukunft als Vorlage für eine herausfor­
dernde Aufgabe in einer Strafrechtsklausur genutzt werden. Ist 
es Diebstahl oder Hehlerei? Was bedeutet es, wenn die Täter 
bis zur offiziellen Einführung der Banknoten warten, um dann 
erst die Beute in Umlauf zu bringen? Sie sehen, ein derartiger 
Einzelfall wirft juristische Fragen auf.

Insgesamt kann man jedoch konstatieren, dass Bargeld in der 
Vergangenheit, in der Gegenwart und in der Zukunft ein be­
gehrtes Zahlungsmittel war, ist und bleiben wird -  und das ganz 
überwiegend für die rechtschaffenen Bürgerinnen und Bürger.

Wie steht es nun vor diesem Hintergrund um die Zukunft des 
Kerngeschäftsfelds Bargeld in der Bundesbank? Die Bundes­
bank wird auch in Zukunft den Sorgeauftrag für den baren Zah­
lungsverkehr, der aus Paragraf 3 des Bundesbankgesetzes re­
sultiert, durch eine angemessene Einbindung in den deutschen 
Bargeldkreislauf wahrnehmen. Angemessen bedeutet in diesem 
Zusammenhang, dass ein jährliches Banknotenbearbeitungs­
volumen von 15 Milliarden Stück Banknoten angestrebt wird. 
Dies entspricht ungefähr der jährlichen Bearbeitungsleistung 
der vergangenen Jahre. Wie Sie sehen, ist dies ein starkes Si­
gnal nach innen und außen, das die Bedeutung dieses Kernge­
schäftsfeldes betont.

Dieses ausdrückliche Bekenntnis zur Zukunft des Bargelds 
in der Bundesbank drückt sich auch im Bau der neuen Filia­
le in Dortmund aus. Damit wird sozusagen ein neuer, moder­
ner, hochleistungsfähiger >Maschinenraum< geschaffen, in dem 
das Bargeld noch effizienter bearbeitet werden kann. Dieser 
wird auf einem 80.000 Quadratmeter großen Areal gebaut und
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ein geplantes Investitionsvolumen von voraussichtlich deutlich 
mehr als 200 Millionen Euro aufweisen.

Bei der Konzeption der Bearbeitungsprozesse in der neuen 
Filiale fließen die Möglichkeiten des technischen Fortschritts 
hinsichtlich der Automatisierung ein. Wir wollen vor allem die 
technischen Möglichkeiten nutzen, die sich aus der Größe der 
neuen Filiale ergeben. So wird die Bank erstmals Hochregalla­
ger und fahrerlose Transportsysteme einsetzen. Die Größe des 
Areals ermöglicht es erstmals, ein Gebäude um die Bargeldpro­
zesse herum zu bauen; das alte Architekturprinzip Torrn fbllows 
function< kann somit zum Tragen kommen. Bisher mussten wir 
die Prozesse an eine vorhandene Gebäudestruktur anpassen. 
Nun können wir optimale Bearbeitungsprozesse entwerfen und 
verwirklichen. Deswegen kommt dem Geldbearbeitungs- und 
Logistikkonzept eine besondere Bedeutung zu.

Die neue Filiale ist somit baulich und logistisch eine Filiale 
ganz neuer Art. Das Ziel besteht nicht nur darin, die Kosten­
effizienz zu steigern; durch den Einsatz modernster Technik 
soll auch die physische Belastung unserer Mitarbeiter gesenkt 
werden. Nebenbei bemerkt: Im Leistungsangebot für die Bar­
geldgeschäftspartner wird sich die neue Filiale nicht von den 
bisherigen Filialen unterscheiden. Was die Öffnungszeiten, die 
Ein- und Auszahlungsgebinde oder die Belastungs- und Gut­
schriftskonditionen betrifft, werden auch in Zukunft überall 
gleiche Rahmenbedingungen gelten.

Nach Inbetriebnahme der neuen Filiale in Dortmund, in der 
fünf Filialen des Ruhrgebietes aufgehen werden, werden hin­
sichtlich der derzeit noch andauernden Straffung des Filial­
netzes ruhigere Zeiten zu erwarten sein -  sofern sich die Welt 
nicht völlig verändert. Die Bundesbank wird ihr Filialnetz dann
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auf 31 Standorte reduziert haben. Der Vorstand der Bundes­
bank hat auf meinen Vorschlag 2011 einstimmig entschieden, 
dass es für den Sorgeauftrag der Bundesbank nach Paragraf 3 
Bundesbankgesetz erforderlich ist, ein Filialnetz von 31 Filia­
len einschließlich der neuen Filiale aufrechtzuerhalten. Mit der 
Beschlussfassung zur Errichtung der neuen Filiale ist also keine 
Abkehr von dem Grundsatz der Unterhaltung dieses flächen­
deckenden Filialnetzes verbunden. Mit der Eröffnung der neu­
en Filiale wird die Konsolidierung des Filialnetzes abgeschlos­
sen sein.

Die ungebrochen hohe Beliebtheit und Nutzung der Banknoten 
und Münzen verlangt auf der anderen Seite auch, dass wir wach­
sende Anstrengungen unternehmen, die Verwendung von Bar­
geld wissenschafdich zu analysieren. Die Forschungsergebnis­
se sollen uns dabei helfen, auch in Zukunft die Anforderungen 
der Marktteilnehmer an den Barzahlungsverkehr zu erfüllen be­
ziehungsweise diese aktiv mitzugestalten. Daher bauen wir auch 
unsere Think-Tank-Anstrengungen aus. Derzeit läuft die dritte 
Erhebung zum Zahlungsverhalten in Deutschland, deren Ergeb­
nisse nächstes Jahr publiziert werden sollen. Außerdem veran­
stalten wir in diesem Jahr die zweite wissenschafdiche Bargeld­
konferenz. Der Austausch von Forschern aus vielen Ländern soll 
dazu beitragen, die Zukunft des Bargelds zu gestalten.«

Auch eine Veranstaltung mit Helmut Rittgen, Zentralbereichsleiter 
Bargeld, im September 2014 bestätigte die bargeldfreundliche Sicht 
der Deutschen Bundesbank. Thematisiert wurde auch der sogenann­
te »War on cash« (Krieg dem Bargeld).

Trotz der zunehmenden Verbreitung von sehr einfach handhabbaren 
elektronischen Zahlungsmitteln bleibt Bargeld wichtig. Geld ist Ver­
trauen!, so lautet auch hier das Credo.
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Dr.Jens Weidmann, Präsident der Deutschen Bundesbank, bestätigte 
in der Diskussion im Anschluss an seinen Vortrag am 25. März 2015 
in München ebenfalls, dass die Bundesbank auch künftig das Geld 
bereitstellen werde, das die Bürger haben möchten. Saubere Bargeld­
scheine gehörten selbstverständlich dazu, wenn sie von den Bürgern 
gewünscht würden.

Im Jahr 2008 nahm die Bargeldhortung in Deutschland dramatisch 
zu und löste wohl das Versprechen von Merkel und Steinbrück aus, 
dass die Einlagen sicher sind.53118 Euro befanden sich 2008 durch­
schnittlich im Portemonnaie, heute sind es 107 Euro. Damit ist das 
Niveau immer noch hoch. Bargeld ist vor allem für die Hortung von 
Geld wichtig. Die Bundesbank führte dazu in ihrem Monatsbericht 
vom Juni 2009 S. 58 aus:

»Bargeld kann jedoch aufgrund seines anonymen Charakters 
auch aus Motiven gehalten werden, die nicht legaler Natur sind. 
Bargeld, welches aus nicht lauteren Motiven gehalten bezie­
hungsweise eingesetzt wird, dient aber nicht nur der Hortung, 
sondern ist auch Teil der Transaktionskasse, beispielsweise im 
Bereich der Schwarzarbeit oder des Drogenhandels.

Eine Ermittlung der gehorteten Banknotenbestände in Deutsch­
land auf Basis einer direkten Befragung der Bevölkerung fuhrt 
aufgrund der Sensibilität der Thematik und der explizit er­
wünschten Anonymität -  die keineswegs einen illegalen Hinter­
grund haben muss -  nicht zu belastbaren Ergebnissen. Letztlich 
lässt sich als grobe Schätzung nur der Residualwert heranzie­
hen, der sich vom deutschen Banknotenumlauf nach Abzug der 
Transaktionskasse und Auslandsnachfrage ergibt.

Geht man von einer Transaktionskassenhaltung von 10 Pro­
zent des Banknotenumlaufs aus und legt man des Weiteren eine
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Auslandsnachfrage von 25 Prozent bis 35 Prozent zugrunde, so 
bleibt für die Plortung der Löwenanteil von 55 Prozent bis 65 
Prozent übrig. Dieser Wert ist, da er als Residualgröße ermit­
telt wird und die Transaktions- und Auslandsanteile auch nur 
geschätzt werden können, mit vielen Unsicherheiten behaftet.«

Demnach wäre die Vereinfachung Bargeld = Kriminalität unseriös.

Fraglich ist nur, ob die Deutsche Bundesbank auch künftig in der La­
ge ist, den Fortbestand des Bargelds zu garantieren. Es ist völlig offen, 
wie sie sich verhält, wenn im Namen des demokratischen Souveräns, 
repräsentiert durch eine Parlamentsmehrheit, dann doch etwas ande­
res festlegt wird. So könnte das Bargeld im Einklang mit den ande­
ren Euro-Staaten oder gleich den OECD-Ländern im Rahmen einer 
konzertierten Aktion abgeschafft werden. Dies wäre auch zweckmä­
ßig, um die Alternative der Haltung ausländischen Bargeldes weitest­
möglich auszuschließen.

Wie sagte Robert Halver so schön in Anlehnung an den berühmten 
Spruch des Staatsratsvorsitzenden der DDR Walter Ulbricht (»Nie­
mand hat die Absicht, eine Mauer zu bauen«): »Niemand hat die Ab­
sicht, das Bargeldsystem abzuschaffen«, und ergänzte: »Was nicht 
passt, wird passend gemacht.«5'1

Das folgende Zitat stammt aus derselben Quelle:

»Unser Papiergeldsystem ist also das entscheidende Hinder­
nis, die Zinsen der Notenbanken auch unter die Nullmarke zu 
senken. Also brauchen wir den nächsten Strukturbruch der 
Geldpolitik: Das Bargeld muss abgeschafft werden. Dann las­
sen sich Negativzinsen auch ohne die Gefahr eines Bank Run 
durchsetzen.
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Liebe Anlegerinnen und Anleger, denken Sie doch bitte auch 
an die vielen Zusatznutzen. Steuerflucht, Drogenkriminalität 
und generell Schwarzarbeit wären mausetot. Man würde also 
viele Fliegen mit einer Klappe schlagen. Na, wenn das kein Me­
ga-Alibi für Bargeldlosigkeit ist.

Sie halten das für utopisch? Hätten Sie vor 2008 gedacht, dass 
unser Finanzsystem schulden-, geld- oder stabilitätspolitisch 
jemals dort stehen würde, wo es heute steht? In der (Geld-) 
Politik ist es doch immer dasselbe: Zunächst sind die Dinge 
utopisch, unglaublich, unmöglich und am Ende alternativlos, 
logisch, selbstverständlich.«

Angesichts der Isolierung der Bundesbank innerhalb des Europäi­
schen Zentralbankensystems ist es keineswegs undenkbar, dass die 
Bundesbank zur Bargeldabschaffung gezwungen wird oder einfach 
politisch Tatsachen geschaffen werden. Man wird versuchen, über 
die Bedenken der Bundesbankspezialisten hinwegzuregieren. Es wä­
re nicht das erste Mal.



Der Bargeldabschaffungsvorschlag 
von Kenneth Rogoff

K ommen wir nun zur Gegenposition, nämlich dass Bargeld ent­
behrlich ist. Ist es überhaupt noch zeitgemäß, Bargeld zu be­
sitzen? Selbst wenn wir noch der Meinung sind, dass Bargeld 

notwendig und wichtig ist, wichtige Fürsprecher halten dagegen: Die 
Pläne zur Bargeldabschaffung von Banken und Staat sind durchaus 
radikal.

Der frühere US-Finanzminister Larry Summers erklärte, der Staat 
könne das Bargeld ganz abschaffen. Denn wie anders sollten die Staa­
ten reagieren, so Summers, wenn die Zinsen bald auch nominal, al­
so auf dem Papier, negativ werden -  und die Leute stattdessen lieber 
Geld horten, als es zur Bank zu bringen?55

Kenneth Rogoff ist ohnehin der Meinung, dass sich die Bargeldab­
schaffung nicht vermeiden lässt. Warum also noch diskutieren? Es 
geht anscheinend nicht mehr darum, Vor- oder Nachteile abzuwä­
gen. Die Bargeldabschaffung reiht sich damit ein in die vermeintli­
chen »Alternativlosigkeiten«, die uns Banken und Politik im Zuge von 
Notfallmaßnahmen glaubhaft vermitteln wollen. Von Kanzlerin Mer­
kel ist man das hierzulande ohnehin gewohnt. Kenneth Rogoff sagtje- 
denfalls überaus klar: Das Plastikgeld kommt (so oder so)!

Während der Munich Lectures in Economics vom 18. bis 20. No­
vember 2014 äußerte Professor Kenneth Rogoff von der Universi-
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tat Harvard diese Überzeugung. Er sprach sich für die Abschaffung 
von Papiergeld aus, da die Zentralbanken so leichter Negativzinsen 
durchsetzen könnten, um die Wirtschaft wieder anzukurbeln. Steu­
erflucht und Drogenkriminalität könnten besser bekämpft werden. 
Untermauert wurde diese Aussage durch ein Bild mit Papiergeldbün­
deln, auf denen Waffen lagen. Sehr suggestiv und deswegen wirksam.

Die Papiergeldbeseitigung wäre eine einfache und elegante Lösung 
des Problems. So hätte nach Rogoff die US-Notenbank erwogen, 
temporär Negativzinsen von 4 oder 5 Prozent einzufuhren. Damit 
wollte die Zentralbank verhindern, dass das zusätzliche Geld gehor­
tet wird, anstatt es in Umlauf zu bringen.

Mit negativen Einlagezinsen der EZB könnten dementsprechend 
heute Banken dazu veranlasst werden, ihr Geld in Form von Krediten 
verstärkt an Unternehmen und Privatleute weiterzugeben. Mit diesen 
Krediten könnten Unternehmen investieren und so die Wirtschaft 
wieder in Schwung bringen. Bei Zinsen unter 0 Prozent können Ban- 
ken/Verbraucher, die ihr Geld nicht investieren wollen, ausweichen. 
Statt Kontoguthaben horten sie Bargeld.

Rogoff will auiierdem Steuervermeidung und illegale Aktivitäten be­
kämpfen. In Skandinavien und in Amerika sind bargeldlose Zahlungs­
arten wie Kreditkarten sehr viel weiter verbreitet als in Deutschland.

Im Rahmen seines Vortrages nannte Rogoff eine Reihe von Vorschlä­
gen zur Währungsbesteuerung und zur erfolgreichen Durchsetzung 
von Negativzinsen, falls gewünscht. So regte Marvin Goodfriend ei­
nen Magnetstreifen an, der immer dann eine Rechnung zu den Nega­
tivzinsen erstellt, wenn das Banksystem genutzt wird (2000). Willem 
H. Buiter und Nikolaos Panigirtzoglou diskutierten ab 1999 die 
Stempelsteuer nach der Idee von Silvio Gesell (1916) neben ande­
ren Ratschlägen.



76 Bargeldverbot

Greg Mankiw schlug 2009 eine Lotterie vor, basierend auf Serien­
nummern. Die Verlierernummern werden wertlos. Damit griff er eine 
frühere Idee des Schotten John Law auf, der das Zahlenlotteriespiel 
mit Staatsanleihen betrieb. Miles Kimball diskutiert diese und andere 
Ideen,56 um Bargeld weniger attraktiv zu machen. Dies schließt eine 
elektronische Währung als legales Angebot mit ein.

Bereits in den Neunzigerjahren arbeiteten Ökonomen der US-Zent- 
ralbank extensiv an der Nullzinsgrenze, einschließlich der nach An­
sicht von Professor Rogoff bahnbrechenden Ausarbeitungen von 
David E. Lebow (1993), Jeffrey C. Furher und Brian Madigan (1994) 
sowie Alexander L. Wolman (1997). Diese frühen Arbeiten nahmen 
die Hauptideen in der folgenden Literatur vorweg.

Paul Krugman (1998) analysierte Japans Finanzstruktur und führte 
Gründe dafür an, ein Inflationsziel von 4 Prozent für die nächsten 
fünfzehn Jahre zu verkünden. Kenneth Rogoff selbst plädierte 1998 
für die Schaffung einer temporären höheren Inflation und die Ver­
wendung von Fiskalstimuli, um dieses Ziel zu erreichen.

David L. Reifschneider und John C. Williams (2000) lieferten eine 
erste komplette empirische Simulation, um die Schwere des Prob­
lems darzustellen. Klaus Adam und Roberto M. Billi (2007) fanden 
heraus, dass viel höhere Kosten anfallen, wenn geldpolitische Ent­
scheidungsträger sich nicht zu einer höheren Inflation bereit erklä­
ren, sofern dies erforderlich ist. Nach Williams (2009) verhinderte 
die Nullzinsgrenze die Möglichkeit einer bei mindestens vier Pro­
zentpunkten liegenden Zinssenkung ab 2009; kontrafaktisch schla­
gen Kosten in Höhe von 1,8 Billionen Dollar durch entgangene 
Zinsgewinne für vier Jahre bis 2012 zu Buche. Oliver Coibion, Yuriy 
Gorodnichenko und Johannes Wieland (2012) stellen den Versuch, 
über eine höhere Inflation die negativen Folgen (durch das Über­
schreiten der Nullzinsgrenze) abzuwenden, in Frage.
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Wahrend die frühen Modelle in der Phase der »great moderation« 
(große Mäßigung: Ben Bernanke) geschätzt wurden, ist derzeit nicht 
klar, wie es weiter geht. Rezessionen, die mit einer Finanzkrise ver­
bunden sind, fallen jedenfalls viel stärker aus und dauern länger.57

Der dramatische Fall der Realzinsen lässt das Polster für geldpoliti­
sche Entscheidungsträger, die Zinsen zu senken, geringer werden. Es 
gibt eine beträchtliche Debatte darüber, warum die Zinsen so niedrig 
sind. Die Idee, dass dafür nur der Nachfragemangel verantwortlich 
sei, ist oberflächlich und nicht ausreichend. Als Gründe ftir die zu 
niedrigen Zinsen werden genannt:

y  sinkendes Bevölkerungs wachs tum
y  zusätzliches Sparen in schnell wachsenden Schwellenländern 
y  alternde Bevölkerung in Deutschland ja p a n  etc. 
y  sich verändernde Korrelation zwischen Anleihen und Aktien 
y  Liquidität
y  Angst vor einer neuen Krise (im Einklang mit Abkopplung von 

Aktien- und Anleihenmärkten)
y  Finanzrepression (Regierungsrestriktionen zu Lasten der Kapital­

märkte, um die Zinsen niedrig zu halten und dadurch die Staats­
schulden noch finanzieren zu können)

Hier ließe sich kritisch anmerken, dass der Versuch, Niedrigzinsen 
realwirtschaftlich zu erklären, verschleiernd ist. Denn der zentrale 
Grund für die niedrigen Zinsen ist, dass das Geldangebot stärker 
gestiegen ist als die die Geldnachfrage bestimmende Realwirtschaft. 
In der folgenden Grafik58 zeigt sich dies insbesondere durch die 
maßlose Geldmengenexpansion vor dem Ausbruch der Finanzkri­
se 2007:
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Quelle: shadowstats.com

Die aktuell niedrigen Zinsen, sogar die Negativzinsen lassen sich 
nach Professor Rogoff theoretisch anhand des Modells der seltenen 
Katastrophe59 gut erklären. Wenn die Bürger zunehmend das Ver­
trauen verlieren und das Enteignungsrisiko berücksichtigen, schlägt 
sich das auch im Zins nieder. Es ist durchaus plausibel, dass nach der 
Finanzkrisc seit dem jahr 2007 Katastrophenszenarien an Bedeutung 
gewinnen.

Das Modell der seltenen Katastrophe bietet aber keine alleinige Er­
klärung, warum die Zinsen niedrig sind. Mehrere andere Faktoren 
kommen nach Rogoff hinzu:

y  Demografie
>  schwaches Langfristwachstum (aber die Aktienmärkte steigen) 
y  Finanzrepression
y  steigende Bedeutung der Schwellenländer mit der Notwendig­

keit, das Inlandsrisiko zu liedgen
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Mehrere Lösungen wurden vorgeschlagen, um die Phase zu niedri­
ger Zinsen mit der Ankündigung höherer Inflationsziele zu überwin­
den (Paul Krugman [1998], Olivier Blanchard [2010], Paul Kruginan 
[2014]). Rogoff selbst schlägt (2003) moderat höhere Inflationszie­
le fiir die EZB vor, um die relativen Lohn- und Preisanpassungen 
zwischen den ungleich wettbewerbsfähigen Volkswirtschaften zu er­
leichtern. Eine akdvere Fiskalpolitik forderten Christiano und Eichen­
baum (2010), Rogoff (1998) sowie Schmidt (»Fiskalischer Aktivismus 
und die Nullbindung«, EZB, 2014).

Kontrovers diskutiert wurde, ob eine zeitweise höhere Inflation nicht 
glaubwürdig zu erzielen ist (Rogoff [1998, 2008], Reifscheider und 
Williams [2000]). Wurde das nie versucht?

Preisniveauziele forderten Eggertson und Woodford (2003). Neuere 
Untersuchungen von Swanson und Williams (2014) zeigen, dass die 
Effekte durch die Nullbindung bis nach 2011 nicht signifikant w^aren. 
Auch abgesehen von der Nullbindung gibt es nach Rogoff ein starkes 
Argument für eine deutliche Beschränkung des Bargelds. Dies betrifft 
insbesondere Banknoten, welche die Bargeldversorgung in fastjedem 
Land dominieren.
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Anteil der Befragten, die immer (oder oft) Bargeld für verschiedene 
Käufe (nach Ländern) benötigen:

D u rch sch n ittlich e  Käufe BE D E E S FR IT LU N L AT D u rch ­
sch n itt

Weniger als 20  Euro (z .ß . Zeitungen, 
Brot)

84 91 90 80 91 77 65 82 87

Z wischen 30  Euro und 100 Euro 
(z .ß . Sprit, Lebensmittel)

48 6 9 64 15 77 27 20 60 55

Z w ischen 200  Euro und 1000 Euro 
(z .ß . K leidung, M öbel)

18 21 30 3 31 10 8 29 20

10 .000  Euro und mehr 5 4 6 0 4 3 4 10 4
(z .ß . ein neues Auto)

Quelle: EZB Haushaltsbefragung
BE (Belgien), DE (Deutschland), ES (Spanien), FR (Frankreich), 
IT (Italien), LU (Luxemburg), NL (Niederlande) AT (Österreich)

Nach einer Umfrage im Jahr 2008 berichteten weniger als 3 Prozent 
der Befragten über eine Bargeldhaltung zwischen 1.000 und 5.000 
Euro, und 0,5 Prozent gaben an, dass sie mehr als 10.000 Euro hal­
ten. Nur ein Viertel der Befragten gab an, einen 500- oder 200-Euro- 
Schein mehr als einmal im Jahr besessen zu haben. Und es war dabei 
nicht klar, ob die Transaktionen der Steuervermeidung dienten. Eine 
jüngste Zentralbankenstudie (2014) anhand von Tagebucheinträgen 
zeigt folgende durchschnittliche Bargeldmenge (Mittelwert/Median) 
in der Brieftasche für sieben Länder:60

> Australien (59/32)
>  Österreich (148/114)
> Kanada (64/38)
y  Frankreich (70/30)
> Dänemark (123/94)
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> Niederlande (51/28)
>  USA(74/37)

Trotz der nach wie vor intensiven Bargeldnutzung ist der Cashbe­
stand in der Brieftasche kein Liquiditätspuffer. Diese Bargeldemissi- 
on schafft Seigniorage. Das sind reale Erträge, welche die Notenbank 
aufgrund ihres Notenbankmonopols erzielt. Dieser Gewinn durch 
das Monopol, Papier und Münzgeld herauszugeben -  in der tradi­
tionellen Begrifflichkeit der Münzgewinn durch das Prägerecht von 
Münzen, auch als Münzregal bezeichnet belief sich auf rund 30 
Milliarden Dollar pro Jahr in den fünf Jahren vor der Finanzkrise 
(2007) in den USA. In Europa ist die Seigniorage ähnlich hoch. Seit 
dem Ausbruch der Finanzkrise hat sie sich in etwa verdoppelt, zum 
Teil bedingt durch die niedrigen Zinsen.

Wie würde sich hier eine Bargeldabschaffung auswirken? Nach Ken- 
neth Rogoff würde der Gewinn durch höhere Steuereinnahmen und 
geringere Kriminalität einen wesentlichen Ausgleich für die verrin­
gerte Seigniorage nach Abschaffung großer Banknoten schaffen. Das 
ist seines Erachtens sogar der Fall bei marginalen Effekten durch Kri­
minalität und Steuerflucht. Rogoffs Plan für eine vollelektronische 
Währung in den USA sieht folgende Schritte vor:

y  Abwicklung der (Bargeld-)Währung
y  innerhalb der nächsten fünf Jahre: große Scheine von 50 Dollar 

aufwärts müssen ausgetauscht werden 
y  innerhalb der nächsten zehn Jahre: 20- und 10-Dollar-Scheine 

werden ausgetauscht
y  unbestimmt: 1, 2 und 5 Dollar bleiben 
y  unbestimmt: Metallmünzen mit niedrigem Wert 
y  innerhalb der nächsten drei Jahre: Die Zentralbanken bieten uni­

verselle Debitkarten
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Es werden dabei Zinsen gezahlt und Gebühren für die Diensdeis- 
tungen belastet. Karten von Haushalten mit niedrigem Einkommen 
werden bei der Gebührenerhebung stark subventioniert. Im Falle 
von Negativzinsen werden die ersten 500 Dollar zum Nullzins an­
gesetzt. Gleichzeitig werden Debitkonten rechtlich vor einer Regie­
rungsbeschlagnahme bis zu 1.000 Dollar geschützt. Hinsichtlich des 
Informationsaustausches gelten die gleichen Bestimmungen wie bei 
privaten Bankkarten.

Die Banken bieten nach Rogoff dann weiterhin die gleiche Palette 
von Karten und Telefon-Apps an wie zuvor, einschließlich der Debit- 
und Kreditkarten. Unter der Annahme einer anhaltenden staatlichen 
Einlagensicherung werden Bankkarten in der Regel gegenüber »Re­
gierungskarten« dominieren.

Die Bankenregulierung wird dabei das Ausmaß der Subventionen 
festsetzen. Die Makropolitik und die Regulierung können nach der 
Bargeldabschaffung meist beibehalten werden (Woolford formulierte 
2003 Grenzen einer bargeldlosen Wirtschaft). Um de facto einer Ver­
schärfung der Regelung Rechnung zu tragen, könnten die Steuern für 
Kleinunternehmen entsprechend angepasst werden.

Auf jeden Fall wird es weiterhin Fragen zur Anonymität der Trans­
aktionen geben. Dabei wird im Fokus der Diskussion stehen, ob die 
Zirkulation von kleinen Scheinen und von Metallmünzen weiter zu­
lässig ist. Weiterhin wird es darum gehen, konkurrierende Transak­
tionsmedien zu regulieren. So werden dem staatlichen Plastikgeld 
verschlüsselte Kryptowährungen und damit nichtstaatliche digitale 
Zahlungsmedien wie Bitcoin gegenüberstehen.

Die Zuverlässigkeit eines reinen staatlichen Plastikgeldes könnte bei 
Notlagen, wie zum Beispiel einem Hurrikan, einem harten Belastungs­
test unterzogen werden. Voraussetzung für das Funktionieren des
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Plastikgeldes ist eine entsprechende Infrastruktur. Solche Ablauffra- 
gen sind zu regeln.

Wie geht man nach einer Bargeldabschaflung mit ausländischen 
Währungen um? Uber die einheimische (elektronische) Währung hi­
naus -  sie wird als gesetzliches Zahlungsmittel in allen Geschäften 
verwendet -  können nach Rogoff Fremdpapierwährungen gehalten 
werden. Sie unterliegen dann weiterhin denselben grenzüberschrei­
tenden Berichtspflichten wie derzeit.

Länder wie Japan oder Kanada, aber auch Großbritannien und 
Schweden (wo die Bargeldhaltung viel geringer ist) sind mögliche 
Kandidaten für eine vorzeitige Bargeldabschaffung. Die Eurozone 
und die USA dürften den Wunsch haben, die Bargeldabschaffung zu 
koordinieren. Dies ist nach Rogoff aber nicht zwingend erforderlich.

Fraglich bleibt noch, ob es reicht, die großen Banknoten nur aus- 
laufen zu lassen. Dies ist möglich, vielleicht in Verbindung mit einer 
Gebühr durch die Zentralbank. Das allmähliche Auslaufen großer 
Banknoten kann Probleme schaffen, sie sollten bei der Entstehung 
bekämpft werden können. Die Technik für die umfassende Einfüh­
rung von Plastikgeld ist vorhanden.

Professor Kenneth Rogoff führte bei seinem Vortrag in München 
noch einmal die offiziellen Gründe für die Bargeldabschaflung auf:

y  Sparer können sich Negativzinsen nicht entziehen 
^  organisierte Kriminalität wird nachhaltig erschwert 
y  Terrorismus kann besser bekämpft werden 
^  Steuerhinterziehung wird erschwert

Damit hat Rogoff auch in Deutschland eine interessante Debatte an­
geschoben. Die technische Machbarkeit der Bargeldabschaffung ist
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weitgehend unumstritten, das ist eine entscheidende Voraussetzung. 
Und es gilt bekanntlich der Grundsatz: Was technisch machbar ist, 
wird umgesetzt -  auch gegen berechtigte Bedenken von Bürgern. Die 
geschätzte Deutsche Mark wurde durch die Weichwährung Euro er­
setzt, obwohl damals eine klare Mehrheit dagegen war. Die Bürger 
wurden nicht gefragt.

Die Freiheit der Bürger steht gegen die Interessenlagen der Banken 
und Regierungen. Die Kontrolle aller wirtschaftlichen Vorgänge mag 
nur am Rande ein Ziel sein, wird aber für das gesellschaftliche Le­
ben eine entscheidende Rolle spielen. Der Bürger wird gläsern. Fast 
jede wirtschaftliche Aktivität zwischen Menschen wird transparent. 
Ausweichmaßnahmen der Bürger, um anonym zu bleiben, werden 
vermutlich unter dem Deckmantel der Besteuerung und Krimina­
litätsbekämpfung mit repressiven Maßnahmen bekämpft. Aus dem 
Bankgeheimnis wird ein totales OfFenlegungsgebot. Die Privatsphä­
re wird noch weiter eingeengt.



Mögliche Risiken und Nebeneffekte 
der Bargeldabschaffung

Ist der Freiheitsentzug der Bürger durch die Bargeldabschaffung 
notwendig, um hochverschuldete Banken und Staaten finanziell 
zu entlasten? Ist eine solche (im Vergleich zu einem Schulden­
schnitt) langsame und geräuschlose Enteignung alternativlos?

Dies ist hochgradig umstritten. Als Alternative der schleichenden 
Enteignung wäre auch eine sanierende Währungsreform möglich. 
Der Vorteil wäre, dass nach der massiven Enteignung (die einer sehr 
hohen Besteuerung bestehender Vermögen gleichkommt) die Chan­
ce für einen Neuanfang bestünde. Statt dass eine Generation schlei­
chend Einbußen hinnehmen muss, ging dann alles ganz schnell. 
Psychologisch hätte das Vorteile, wenn der erste große Schock über­
wunden ist. Neuer Optimismus kann sich ausbreiten.

Eine glaubwürdige stabilitätsorientierte Ordnungspolitik wäre hilf­
reich. Ein Neuanfang mit einer scharfen sanierenden Währungsre­
form wäre dann die bessere Lösung. Der Staat sollte danach zu der 
klassischen Tugend der Sparsamkeit zurückfinden und einen ausge­
glichenen Haushalt verwirklichen. Ein derartiger Schritt erfordert 
Mut -  stattdessen kaufen sich die Entscheidungsträger Zeit und neh­
men den Bürgern die letzten Freiheitsspielräume, um ihr verzerren­
des System zu retten.
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Die Bargeldabschaffung schafft neue Risiken. So griff Robert Halver 
folgende achtzig Jahre alte Warnung von Keynes auf: »Wer das Bar­
geld abschafft, riskiert ein starkes Geldmengenwachstum und damit 
die Gefahr von steigenden Preisen. ... Banken könnten theoretisch 
unendlich viel Geld erschaffen, wenn es kein Bargeld mehr gäbe.«(>1 
Dies ist aus unserer Sicht nicht zwingend so. Allerdings lässt sich 
elektronisches Geld viel leichter schaffen als zu druckendes Bargeld.

Mit der Giralgeldschöpfung verdienen Banken Geld. Für das Leihen 
von Geld erhalten sie Zinsen. Steigt das Bargeld an, weil zum Beispiel 
die Zinsen durch die Notenbankpolitik sinken, wird der Spielraum 
für das Kreditvolumen reduziert. Bargeld können Kreditinstitute 
nicht ausleihen. Erst bei vollständig bargeldloser Zahlung könnte der 
Kreditspielraum wieder zunehmen. Damit würde -  zumindest the­
oretisch -  die Geldmenge steigen, wodurch es zur Geldentwertung 
käme.

Robert Halver wies in einem Interview mit Jürgen Röder daraufhin, 
dass die Bargeldabschaffimg wie ein Konjunkturprogramm wirken 
kann:

»Flächendeckende Negativzinsen sind nur dann möglich, wenn 
das Bargeld abgeschafft wird. Ansonsten würden die Bür­
ger möglichst viel Bargeld halten. Ist dies Utopie oder Wirk­
lichkeit? Wenn man sich die Entwicklung seit 2008 anschaut, 
stellt man fest, dass auch heilige Finanzkühe geschlachtet wur­
den. Überlegen Sie, was das für ein Konjunkturprogramm wä­
re, wenn von den etwa 6.300 Milliarden Euro Spareinlagen in 
Europa weite Teile in die Konjunktur flössen. Es ist nichts, was 
kurzfristig bevorsteht, aber im Hinterkopf sollten wir das The­
ma behalten. Verkauft würde es uns mit dem Hinweis, dass 
Steuerhinterziehung, Schwarzarbeit und Drogenhandel besei­
tigt würden.«62
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Zunächst könnte die Bargeldabschaffung sich damit sogar konjunk­
turell stimulierend auswirken, und die Risiken könnten verschleiert 
werden. Es erinnert an eine moderne Form von »Brot und Spiele«. 
Diese Scheinblüte in einem neuen EU-Imperium wäre vielleicht eine 
Neuauflage spätrömischer Dekadenz. Nachteilig ist, dass das Finanz­
system dadurch nicht stabiler wird, im Gegenteil: Die Systemrisiken 
steigen durch die so erzwungene geringere Sparneigung der Bevölke­
rung. Mit der Bargeldabschaffung und der gleichzeitigen Einschrän­
kung alternativer persönlicher Wertspeicher (zum Beispiel Gold- und 
Silbermünzen) wird eine Ausweitung der Konsumaktivität -  und 
damit verbunden die Ausweitung der Schuldenaufnahme bei den 
Privathaushalten -  gleichzeitig gefordert. Was fiir ein Konjunkturpro­
gramm, auch für Finanzinstitutionen und andere davon profitieren­
de Dienstleister!

Kritisch ist daraufhinzuweisen, dass Zentralbanken inzwischen selbst 
Bewertungsblasen produzieren und erhalten, zum Beispiel bei Staats­
anleihen. Dies wird auch noch durch die Regulierungen gestützt, die 
nach wie vor keine Eigenkapitalhinterlegung für Staatsanleihen erfor­
dern. Das Kartenhaus aus falschen Bewertungen durch den adminis­
trierten Niedrig- und sogar Negativzins soll aus Sicht der symbiotisch 
verbundenen Banken und Staaten nicht zusammenbrechen. Es fehlt 
jedes Maß. Es fehlen Grenzen der Verschuldung, an die sich Staaten 
halten. So wird keine nachhaltige Lösung erreicht. Die Kreditvergabe 
und Schulden sollten abgebremst werden, statt über die Bargeldab­
schaffung neue Spielräume für Geldschöpfung und Manipulation zu 
schaffen. Negative Zinsen werden so möglicherweise zu einem dau­
erhaften Phänomen.



Besteuerungsmöglichkeit 
anhand der Transaktionen: 
Konsumverweigerungssteuer!

Ein geschäftlich inaktiver Bürger, der kaum konsumiert und 
viel spart, ist für Staaten und Banken kein Leitbild. Im Ge­
genteil: Mit einem langweiligen Angsthasen verdient die 
Bank wegen sinkender Zinsmargen immer weniger. Und der Staat 
nimmt immer weniger Abgeltungssteuern ein wegen des niedrige­

ren Zinsniveaus. Vor diesem Hintergrund haben beide, Banken wie 
Staat, ein Interesse an der Ausweitung des Konsums: Die Banken 
können nach Abschaffung des Bargelds an jeder Transaktion eine 
gute Marge verdienen, und der Staat nimmt mehr Umsatz- und Ver­
brauchssteuern ein.

Konsum ist daher erwünscht, und die Verschuldung wird auch ge­
sellschaftlich zunehmend toleriert. Kredite für Anschaffungen, wie 
neue Möbel, einen neuen Fernseher oder ein neues Auto, sind üb­
lich geworden. Die Finanzierungsangebote wirken verlockend. Dieje­
nigen, die sie nutzen, wissen nicht, was sie tun. Viele verdrängen ihre 
zu hohe Schuldenlast.

Mit der Bargeldabschaffung können Staaten und Banken ihren Kun­
den beziehungsweise Steuerbürgern noch mehr als bisher die Pistole 
auf die Brust setzen, um endlich zu konsumieren. Negativzinsen sol­
len eben auch vom Sparen abschrecken.



Sanierende umverteilende Währungsreform 
mit noch umfassenderer Durchsetzung 
von Negativzinsen

Zu Beginn der Finanzkrise hatte die Fed in den USA ewogen, 
Negativzinsen von 4 oder 5 Prozent einzuführen. Mit diesem 
Eingriff sollten Menschen dazu gebracht werden, Geld zur 

Ankurbelung der Konjunktur auszugeben. Die Hoffnung war, dass 
Bürger ihr Sparschwein schlachten und das Geld Rir den Konsum 
verwenden.

Eine beabsichtigte Nebenwirkung wäre, die Preise von Staatsanlei­
hen zu stabilisieren, wenn das frei gewordene Geld zu einer Um­
schichtung zu ihren Gunsten führte. Bei Negativzinsen wirken sogar 
die Staatspapiere wieder attraktiv. Aber täuschen Sie sich nicht: Hier 
erhalten sie in erster Linie Risiko, jedoch keine Rendite. Die Neube­
wertung kommt bestimmt. Die Blase könnte platzen.

Um dies möglichst weit in die Zukunft zu verschieben, scheint fast je ­
des Mittel recht, auch die BargeldabschafRing gehört dazu. So lässt sich 
die Sparerenteignung besser durchsetzen. Jörg Guido Hülsmann weist 
auf den Vorteil hin, dass drastische Schuldenschnitte (Währungsrefor­
men wie 1923 und 1948) mit der Bargeldabschaffung überflüssig wer­
den. Sie sind dann der politischen Auseinandersetzung entzogen: »Die 
permanente Revolution unserer Lebensweise fände dann endlich ihr 
finanzielles Gegenstück im permanenten Schuldenschnitt.«63
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Welche Alternativen gibt es zum aktuellen Geldsystem, das von Ban­
ken und Staaten geprägt ist? »Beeindruckend ist das Ausmaß, mit 
dem Gold immer noch das Finanzsystem als ultimatives Zahlungs­
mittel beherrscht«, sagte 2009 Alan Greenspan, früherer US-Noten- 
bankchef.

Das aktuelle Geldsystem ist dringend reformbedürftig. Eine Ent­
staatlichung des Geldes ohne Abschaffung des Bargeldes würde in 
die richtige Richtung fuhren. Nur durch konkurrierende Währun­
gen im Sinne von Hayek kann wieder eine neue Stabilität eingeläutet 
werden.

Thomas Mayer fordert in der Tradition der österreichischen Schu­
le die Einführung von Parallelwährungen und anderen Geldvarian­
ten in Europa:

»In einem konföderalen, demokratischen Europa muss die Ko­
existenz von Euro, weiteren Gemeinschaftswährungen, natio­
nalen und privaten Währungen, wie sie zum Beispiel gegenwär­
tig als elektronische Zahlungs- und Wertaufbewahrungsmittel 
entstehen, möglich sein. Bürger sollten die Freiheit haben, Ver­
träge in gegenseitigem Einvernehmen in den von ihnen bevor­
zugten Währungen abzuschließen.«64

Bitcoins (elektronisches Geld) sind eine solche staatsfreie Alternati­
ve. Nach Professor Rogoff sollte dieses elektronische Privatgeld regu­
liert werden. Bitcoins stehen im Verdacht, ein Zahlungsmedium der 
Schattenwirtschaft sein. Wie Bargeld ermöglichen sie angeblich ano­
nyme Transaktionen. Auch Kryptowrährungen unterliegen der Gefahr 
von Hackerangriffen. Als Konkurrenz zum staatlichen Geld sind sie 
umstritten und werden mit hoher Wahrscheinlichkeit verboten, so­
bald sie das Papiergeldmonopol der Notenbanken ernsthaft gefähr­
den.
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»Alles Nachdenken über Geld fuhrt zuletzt auf uns zurück. 
Niemand außer uns und den legalen Münzen darf sich Mark.* 
Franc, Dollar oder Pfund Sterling nennen. Viele Leute meinen, 
wir seien nur noch dazu nutze, als Bezeichnung einer Zahl hin­
zugefügt zu werden, damit man weiß, dass es sich nicht um Äp­
fel oder Birnen handelt. Am liebsten wäre es manchen Leuten, 
wenn wir, die Banknoten -  eingeschlossen die Notenbankgut­
haben und die Münzen -  uns überhaupt verflüchtigten, uns we­
nigstens aufs Altenteil oder ins Museum zurückzögen. Was sind 
wir lästig, solange wir uns noch in der Wirtschaft herumtreiben. 
Müssen uns doch die Banken -  zinslos -  in ihren Kassen oder 
auf dem Konto unseres Dienstherren, der Notenbanken, bereit­
halten für den Fall, dass altmodische Menschen die Schuldver­
sprechen der Banken, Bargeld gegen Guthaben auszuzahlen, 
tatsächlich erfüllt sehen möchten. Dabei tun die Banken alles, 
um die Menschen >aufzuklären<. Sie wollen eine bargeldlose 
Gesellschaft, in der die Leute als Geld nur noch Schuldver­
sprechen, Forderungen gegen Banken, mit Hilfe von Schecks 
und Kreditkarten (>Plastikgeld<) herumschicken. Es wird viel­
leicht nicht mehr lange dauern, und auch der Scheck wird zum 
alten Eisen gehören; dann geht man ins Geschäft zum Einkäu­
fen grundsätzlich ohne Bargeld, ohne Scheck, und mit einem 
Tastendruck an der Kasse wird der Rechnungsbetrag bei einer 
Bank vom Kunden auf den Kaufmann umgebucht. Das wäre ei­
ne Rationalisierung nach dem Herzen aller. Wenn wir einmal 
abgeschafft sind, werden die Banken ihre Liquiditätsprobleme 
los sein. Der Ausdehnung der Schuldversprechen wird keine 
Grenze gesetzt sein; denn es ist nichts da, in das sie eingelöst 
werden müssen. Das Geld, exakt registriert in schwarzen elekt­
ronischen Kästen, sauber ausgedruckt auf den fast unendlichen 
Papierrollen der Rechenautomaten, wird aus uneinlösbaren 
Schulden bestehen. Dann wäre auch vielleicht der unangeneh­
me Zins aus der Welt geschafft.
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Die Leute sind aber meist klüger als die Propheten des rei­
nen Luftgeldes. Da soll es doch vorgekommen sein, dass sie 
mit Koffern voll von Banknoten über die Grenzen zogen und 
sich Banknoten anderer Länder beschafften. Andere verlang­
ten von ihren Banken, dass diese ihre Notenbankguthaben da­
zu verwendeten, für sie Guthaben bei ausländischen Banken, 
Devisen, zu beschaffen. Sie haben die Schuldversprechen ih­
rer Banken eingetrieben, weil sie dem Wert des Geldes miss­
trauten. Die >Abstimmung mit den Füßeru, Auswanderung und 
Flucht, das deutlichste Misstrauensvotum gegen schlechte Re­
gierungen und Diktatoren, wird wirtschaftlich erträglich, wenn 
man wenigstens Banknoten hinausschmuggeln kann, falls man 
kein Gold oder ein paar wertvolle Briefmarken hat. Wir, die ein­
zige Liquidität, in der letztlich die Schulden zu bezahlen sind, 
haben noch eine wichtige Aufgabe: allen, die politisch und wirt­
schaftlich mächtig sind, zu zeigen, wo die Grenzen für unver­
antwortliches Handeln gezogen sind. Natürlich kann man uns 
einsperren, die Grenzen schließen, die Konvertibilität aufhe- 
ben, aber dann breitet sich Dunkelheit aus über dem Geld die­
ses Landes.

Wir, die höchste Liquidität, sind die Bremse für ehrgeizige Plä­
ne der Regierungen, für Illusionen von Kaufleuten und Techni­
kern, wir sind ein wichtiger Maßstab, an dem der Bankier das 
Risiko seines Kreditgeschäfts misst. Darum mögen uns viele 
nicht. Denn ohne uns wäre nach deren Meinung alles viel leich­
ter. Sie haben recht, soweit es jene Träume betrifft, denen der 
Rechenstift im Wege steht. Aber wenn auch wir uns diesen Illu­
sionen hingäben, wir nur noch eine Bezeichnung, ein Zeichen 
wären, würden wir die >kleinen Leute< wieder für dumm ver­
kaufen, wie schon zweimal. Wir sind nicht sinnlos geworden in 
dieser Welt. Wenn uns unsere Dienstherren auch auf die Passiv­
seite ihrer Bilanzen schrieben, als seien wir Papier oder schlich­
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te Kontoaufzeichnungen, auf denen sie nicht mehr versprechen 
als den schlichten Umtausch in unseresgleichen, so haben wir 
doch, wie gesehen, noch eine wichtige Funktion. Freilich, wir 
sind kaum noch mehr als Funktionäre. Früher waren wir ganz 
feine Kerle; unser Dienstherr musste jedem, der einen von uns 
zu ihm brachte, eine bestimmte Menge an Gold aushändigen. 
Aber wir hoffen doch, dass die Menschen so vernünftig sind, 
uns nicht endgültig in Pension zu schicken.

Hoffen wir, dass den mächtigen Schöpfern Europas nicht auch 
noch einfällt, Europa so >fortschrittlich< zu gestalten, dass Bank­
noten der Europäischen Währungseinheit gleich schon gar 
nicht gedruckt werden.«65

Obwohl der oben zitierte »Epilog der Banknote« von Professor Dr. 
Wilhelm Seuss schon mehrere Jahre alt ist, wurden die Folgen einer 
Bargeldabschaffimg bereits klar und anschaulich thematisiert: Für die 
Banken wird es einfacher, ihre Liquidität zu sichern, und sie können 
ihre Schuldversprechen und damit ihr gewinnträchtiges Geschäfts­
volumen ausweiten.

Mit den uneinlösbaren Schulden wäre nach Seuss dann vielleicht 
auch der unangenehme Zins aus der Welt geschafft. Diese Einschät­
zung war geradezu prophetisch. Die aktuellen Dauerniedrigzinsen 
waren damals angesichts sehr hoher Zinsen nicht absehbar. Sie teil­
enteignen heute die Sparer.

Die Folgen einer BargeldabschafRmg -  nach Seuss die Schaffung von 
»reinem Luftgeld« - in der Eurozone ist der Ersatz durch ausländi­
sches Bargeld oder die Abwanderung der Bürger. Bei der inzwischen 
sehr großen Eurozone ist diese, ebenso wie die beschriebene »Ab­
stimmung mit den Füßen«, als Misstrauensvotum immer schwerer 
möglich.
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Hinzu kommt, dass auch die angelsächsischen und skandinavischen 
Staaten -  gegebenenfalls sogar schneller als die Eurozone -  bargeld­
frei sein könnten. Das unverantwortliche Wirtschaften der EU-Staa- 
ten mit immer höheren Schulden und die Geldflutung durch die EZB 
erhöhen gleichzeitig den Abwanderungsdruck für die Bürger. Wert­
sicherndes ausländisches Bargeld wie der Schweizer Franken (falls 
noch vorhanden) würde attraktiver. Das neue zins- und bargeldfreie 
Europa würde Regierungen und Banken allmächtig erscheinen las­
sen.

Schulden verlieren vermeintlich an Bedeutung. Es gibt keine Bindun­
gen mehr, vor allem nachdem die Golddeckung aufgehoben wurde. 
Wenn man diesen Weg der Überschuldung so weitergeht, verstärkt 
sich die »Dunkelheit über dem Geld« Europas, wie Seuss es nann­
te. Darm kann es wie oben beschrieben dazu kommen, dass in diesem 
bargeldfreien Schulden-Europa die »kleinen Leute« zum wiederhol­
ten Male für dumm verkauft werden.



Grundsätzliche Geldanlagealternativen 
in Zeiten der finanziellen Repression

Wie ist Ihre Geldanlage heute vor dem Hintergrund der fi­
nanziellen Repression zu strukturieren? Es bleibt der 
Grundsatz, dass Sachwerte Trumpf sind. Aktien und Im­
mobilien sind attraktiv. Es ist unwahrscheinlich, dass eine selbst ge­
nutzte Immobilie im Zuge einer enteignenden Währungsreform ver­

loren geht, es sei denn, es droht aus individuellen Gründen eine 
Überschuldung. Letztlich ist alles -  das gilt auch für Aktien -  eine 
Frage des Kaufpreises.

Bei Aktien muss die Qualität im Vordergrund stehen, die Fähigkeit, 
mit sicheren Geschäften dauerhaft Dividenden zu erzielen. Die Di­
vidende sollte immer wieder reinvestiert werden. Der »Dividenden- 
dividendeneffekt« bei Aktien, wie Robert Halver ihn nennt, schafft 
langfristig höhere Renditen und ist nicht so riskant, wenn man be­
reit ist, das Geld langfristig zu investieren. Dies ist bei Aktien ohnehin 
sinnvoller, als zu »zocken« und alles auf eine Karte zu setzen. Wer­
den Sie wieder Kapitalanleger, und lassen Sie hochriskante Wetten 
beiseite.

Bei Immobilien muss vor allein die Lage stimmen, daraus sind Preis 
und Rendite ableitbar. Vorsicht ist angebracht, gerade vor dem Hin­
tergrund von Überhitzungserscheinungen in manchen Großstädten.
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Der Kauf einer selbst genutzten Wohnung oder eines Hauses kann 
sich als teurer erweisen als ursprünglich kalkuliert. So können Preise 
unverändert bleiben oder sogar fallen. Dies ist insbesondere der Fall, 
wenn zum Beispiel Eigenheime auf der grünen Wiese individuell und 
extravagant gestaltet sind. Solche Häuser lassen sich üblicherweise 
sehr schlecht verwerten.

Staatsanleihen sind mehr denn je zu meiden; ein Silbermünzenbe­
stand und der Besitz anderer wertbeständiger Tauschmittel sind da­
gegen auszubauen.



Handlungsempfehlungen im Hinblick 
auf die Bargeldabschaffung

Wie oben nachvollziehbar aufgezeigt, fuhrt die Abschaffung 
des Bargeldes zu einer umfassenden Kontrollmöglichkeit 
ökonomischer Aktivitäten. Sich dieser Überwachung zu 
entziehen, wird das Bestreben vieler Leser dieses Buches sein. Wir 
möchten dazu einige Handlungsempfehlungen geben.

Im Kern geht es um die Aufrechterhaltung der eigenen Tauschfähig­
keit, wenn das elektronische Überwachungsgeld dafür nicht mehr ge­
nutzt werden darf beziehungsweise nur beschränkt genutzt werden 
kann. Seit Menschengedenken sind Edelmetalle die bevorzugte Wäh­
rung, also Gold oder Silber in kleinen fungiblen Einheiten, vor allem 
Münzen.

Solange es noch Bargeld in anderen Währungen gibt, kann auch die­
ses als Zweitwährung Bedeutung erlangen. Allerdings ist damit zu 
rechnen, dass seine Abschaffung im OECD-Rahmen als eine Art 
konzertierte Aktion erfolgen wird.

Daneben bieten sich Warenwährungen (Commodity Gurrendes) an, 
die im Gegensatz zu Gold, Silber und anderen (Edel-)Metallen kaum 
verboten werden können. Dazu gehören zum Beispiel Zigaretten, 
Schnaps, andere hochwertige und haltbare Alkoholika (zum Beispiel 
Whiskey), Kaviar, Konservendosen und Ähnliches.
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In Bitcoins sehen wir nur eine eingeschränkte Fluchtmöglichkeit, da 
trotz Verschlüsselung die erfolgreiche Überwachung dieser Alternati­
ve durch die staatlichen Buchgeldkönige sehr wahrscheinlich ist.

Bauen Sie daneben Sozialkapital in Ihrem persönlichen, vor allem nä­
heren Umfeld auf, also Familie, Freunde, Nachbarschaft. So können 
Sie über Naturaltausch (zum Beispiel Klavierstunden für die Toch­
ter des Zahnarztes gegen eine Zahnbehandlung) Ihre Existenz und 
die Ihrer Familie zumindest in Teilen von der totalen Überwachung 
abschirmen. Überhaupt wird, wenn die oben ausgesprochenen Be­
fürchtungen hinsichtlich dieses bargeldlosen Totalitarismus Realität 
werden, Vertrauenskapital zur wichtigen Ersatzwährung. Allerdings 
ist damit zu rechnen, dass der Versuch, die totale Überwachung zu 
umgehen, durch staatliche Gegenmaßnahmen massiv erschwert wer­
den wird, also zum Beispiel durch noch mehr Überwachungskame­
ras, durch informelle Mitarbeiter des Verfassungsschutzes et cetera.

Darüber hinaus empfiehlt sich Investition in Bildung, sei es die ei­
gene oder die der Kinder und Enkelkinder beziehungsweise anderer 
nahestehender Personen. Dadurch erhöhen sich die Chancen auf ei­
ne etwaige Auswanderungsmöglichkeit in andere Länder mit freiheit­
lichen Verfassungen.

Als wenig hilfreich bis sogar kontraproduktiv könnten sich hinge­
gen Investitionen in Immobilien erweisen, und zwar dann, wenn ihre 
Nutzung ebenfalls total kontrolliert werden kann und die heute schon 
vorhandene Tendenz zur Überregulierung (Mietpreisbremse et cete­
ra) bei Abschaffung des Bargeldes sich nochmals deutlich verstärken 
wird.



Politische Handlungsempfehlungen

Wir wollen mit diesem Buch keine Panik schüren, sondern 
für eine durchaus denkbare Bedrohung unserer Freiheit 
sensibilisieren. Deswegen würden wir uns über eine Bür­
gerinitiative »Rettet unser Bargeld« freuen. Sie könnte der mit dem 
vorliegenden Buch angestoßenen Aufklärungsarbeit Breitenwirkung 

verschaffen. So könnten beispielsweise die Parteien vor der Wahl 
nach ihrer Haltung zu Bargeld befragt werden, um so die Öffentlich­
keit zu sensibilisieren und die schnelle Abschaffung aufgrund plötz­
licher, auch medial hochgespielter Ereignisse wie Mafiaskandale und 
dergleichen politisch zu erschweren.



Statt Bargeldabschaffung: Plädoyer für 
einen schlanken und effizienten Staat!

Wie bereits weiter oben erwähnt, würde eine Bargeldab­
schaffung dazu fuhren, dass die Absicherung gegen Ri­
siken für die Bürger teurer wird. Negativzinsen würden 
dann auch verstärkt für Geldhortung gelten, da Umgehungen (über 
Edelmetalle und anderes) schwieriger werden.

Die Geldhortung würde ohne diese weitere Intervention durch die 
Geldpolitik -  man könnte hier auch von Manipulation sprechen -  
unattraktiver. In einer schweren Krise, die sich inzwischen zuneh­
mend zu einer Vertrauenskrise der Bürger gegen das Geldsystem 
auswächst, das von Banken mit den Zentralbanken und staatlichen 
Stellen geschaffen wurde, nimmt die Kassenhaltung zu. Bei künstlich 
(durch die Zentralbanken) heruntergesetzten Zinsen würde die Bar­
geldhaltung rationalerweise zunehmen und damit würde die Umlauf­
geschwindigkeit des Geldes zurückgehen. Das heißt, das vorhandene 
Geld zirkuliert langsamer in der Volkswirtschaft. Dadurch reduziert 
sich zunächst die Inflationswirkung der nach oben gepuschten Geld­
menge.

Auch das langfristige Vorsorgesparen des Bürgers wird durch einen 
zunehmend omnipotenten Betreuungs- und Wohlfahrtsstaat ausge­
hebelt. Aber ein solches System ist nur vordergründig ein Sozialstaat, 
in Wirklichkeit ist es das genaue Gegenteil. Die Interessen des Fiskus 
(der besteuernde Staat) und der Banken (Gebühren) sowie von Ver­
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kaufsplattformen im Internet und Kartendienstleistern sind viel star­
ker im Spiel und werden bei diesem Powerplay zu stark ausgeblendet. 
Sie sind nicht die Freunde der Bürger, sondern suchen gerade in der 
Stunde finanzieller Not nach neuen Einnahmen- und Umverteilungs­
quellen.

Ludwig Erhard formulierte in Wohlstand fü r  alle bereits 1964 klar, 
wo die Grenzlinie verläuft, die heute -  auch in Deutschland -  längst 
überschritten ist:

»Das mir vorschwebende Ideal beruht auf der Stärke, dass 
der Einzelne sagen kann: >Ich will mich aus eigener Kraft be­
währen, ich will das Risiko des Lebens selbst tragen, will für 
mein Schicksal selbst verantwortlich sein. Sorge du, Staat, da­
für, dass ich dazu in der Lage bin.< Der Ruf dürfte nicht lau­
ten: >Du, Staat, komm mir zu Hilfe, schütze mich und hilf min, 
sondern umgekehrt: ¡»Kümmere du, Staat, dich nicht um meine 
Angelegenheiten, sondern gib mir so viel Freiheit und lass mir 
von dem Ertrag meiner Arbeit so viel, dass ich meine Existenz, 
mein Schicksal und dasjenige meiner Familie selbst zu gestalten 
in der Lage bin.<«G6

Erhard förderte das Sparen der Bürger. Sie sollten sich gegen die 
Wechselfälle des Lebens selbst schützen. Ein paternalistischer Be­
treuungsstaat war das Gegenteil von dem, was er wollte. Dazu schrieb 
Roland Tichy im Voiwort zu Wohlstand fü r  alle:

»Erhard bekämpfte Lobbyisten. Wohlstand für alle< nahm er 
wörtlich. Er sah das Heil nicht in Umverteilung. Sein Ziel war 
anspruchsvoller. Die Wirtschaft muss so gestaltet sein, dass 
niemand gezwungen ist, um Hilfe bei einem Sozialamt zu bit­
ten. Eigenverantwortlichkeit ist die Voraussetzung für Wohl­
ergehen.«67
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Und genau diese Eigenverantwortlichkeit wird mit der Bargeldab­
schaffung weiter ausgehebelt.

So steigen die Opportunitätskosten (Kosten für eine alternative Ver­
wendung des Geldes) fiir die Geldhortung. Grundsätzlich sind die 
Opportunitätskosten bei niedrigen oder sogar negativen Zinsen ge­
ring beziehungsweise negativ. Der Bargeldspeicher würde lohnen. 
Das ist auch logisch und macht die Kassenhaltung attraktiv. Der von 
Banken und der Staatengemeinschaft in der EU künstlich herunter­
gedrückte Zins -  der weit unter dem langfristig positiven matürli- 
chen< Zins liegt -  ist fehlsteuernd.

Es wird dann darum gehen, das Outsourcing der Verantwortung 
weiter zu verstärken. Staaten und Banken garantieren die vermeint­
liche finanzielle Autonomie. In Wirklichkeit sind die Eigeninteres­
sen vertretenden Kartenanbieter und Banken sowie alle kommerziell 
angeschlossenen Mitverdiener nicht Ihre Freunde. Sie wollen ihren 
Gewinn maximieren. Dies ist legitim, aber es sollte von Ihnen einkal­
kuliert werden.

Der Staat ist auch Teil des Powerplay und wird Sie -  gemeinsam mit 
Banken und Kartendienstleistern -  finanziell besteuern. Er ist ohne­
hin hochverschuldet.

Da das Bankgeheimnis weitgehend geschliffen ist, könnte zum Beispiel 
die EU erstmals versucht sein, im Zuge der Bankenunion über Banken 
und Kartendienstleister eine eigene Besteuerung durchzusetzen. Mit 
einer eigenen Finanzhoheit würde die zentralistische Tendenz in der 
EU und nicht zuletzt in der Eurozone weiter verstärkt. Hiervor ist zu 
warnen, die demokratische Legitimation dafür ist ohnehin umstritten.

Mit der »Organisation der Unverantwortlichkeit« (Charles Wright 
Mills) und der Geldflutung durch die Zentralbanken haben die Staa-
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ten ihre zentrale Aufgabe, ihre Haushalte wieder in Ordnung zu b r in ­

gen, nicht erfüllt. Im Gegenteil: Seit dem Ausbruch der Finanzkrise 
hat die Verschuldung weiter zugenommen.

Die Sozialausgaben haben -  aus sozialpopulistischen Überlegungen 
heraus nachvollziehbar -  drastisch zugenommen, Zukunftsinvestitio­
nen für eine Infrastruktur, die schleichend verrottet, und für Bildung, 
welche die Grundlage unseres Wohlstands ist, kommen dagegen viel 
zu kurz. Ein schlanker und effizienter Staat ist wieder anzumahnen. 
Die seit Jahren explodierenden Sozialausgaben zeigen, dass die Rich­
tung nicht mehr stimmt.

Gabor Steingart schreibt im Vorwort zu Ludwig Erhards Wohlstand 
fü r  alle:

»Das Modell Deutschland, von dem allenthalben die Rede ist, ist 
ein Modell auf Abruf. Die Bedingungen, denen wir unseren Auf­
stieg verdanken, werden bald schon auf ihre Belastbarkeit getestet.

>Eine freiheitliche Wirtschaftsordnung kann auf Dauer nur 
dann bestehen, wenn und solange auch im sozialen Leben der 
Nation ein Höchstmaß an Freiheit, an privater Initiative und 
Selbstvorsorge gewährleistet ist.<

Aus dem Höchstmaß an Selbstvorsorge ist mit den Jahrzehnten 
ein Mindestmaß geworden. Die Bürokratie wuchert, ein sozial 
und ökologisch motivierter Dirigismus gehört zum Alltag der 
Unternehmen und der Bürger. «üs

Auch die Bargeldabschaffung wäre eine freiheitsfeindliche Lösung 
von durch die Politik vorher selbst geschaffenen Problemen. Sie ent­
mündigt und teilenteignet die Bürger mehr denn je -  genau das Ge­
genteil sah die soziale Marktwirtschaft Erhard’scher Prägung vor.
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Auch die Deutsche Bundesbank hat sich liier immer sehr klar ge­
äußert. So wandte sich Bundesbank-Vorstand Carl-Ludwig Thiele 
beim Bargeld-Symposium im Mai 2014 gegen jene, die Bargeld als 
»Relikt aus vergangenen Zeiten« abtun. Bargeld hat nach seiner An­
sicht eine Transaktions- und auch eine Wertaufbewahrungsfunktion, 
und gerade diese ist von großer Bedeutung. Voraussetzung dafür ist, 
dass Material und Wert des Geldes beständig sind. So ist die Wert­
konservierung über die Zeit möglich, die Bildung einer Reserve, über 
die bei Bedarf verRigt werden kann. Die Wertaufbewahrungsfunktion 
ist daher gerade Rir Sparer wichtig, die als Entschädigung daRir, dass 
sie auf die Verfügung über ihr Geld verzichten, Zinsen erhalten. Ge­
nau dieses Vertrauen in die Wertbeständigkeit des Geldes bildet die 
Grundlage des Geldwesens.

Dieses Grundvertrauen, wenn man so will, wird jetzt untergraben, 
vielleicht sogar auf Dauer zerstört. Mit rein elektronischem Geld lässt 
sich nicht nur jeder Tauschvorgang nachzeichnen, sondern über die 
Nichtzahlung von Zins für den Sparer oder sogar Negativzinsen, die 
wie eine Strafgebühr wirken, der Bürger sogar relativ unauffällig ent­
eignen. Professor Kirchhof wies auf diesen Zusammenhang hin und 
forderte einen grundgesetzlichen Schutz Rir den Sparerzins.



Fazit/Schlusswort:
Warum Bargeld weiterhin wichtig ist

Die Bargeldabschaffungwird kommen, wenn die Bevölkerung 
dies toleriert. Sie sollte alle demokratischen Möglichkeiten 
des Widerstands nutzen. Es ist zwar nicht auszuschließen, 
dass die Bargeldbefiirworter ihren Kampf verlieren, aber er lohnt. Es 
geht um die Freiheit. Mit dem gläsernen Zahler wird die Privatsphäre 

noch weiter ausgehöhlt. Besteuerung wird noch leichter. Es wird be­
quem bei jedem Geschäftsvorgang abgebucht. Die Transaktionssteu­
er kommt, aber nicht die Banken zahlen, sondern Sie!

Wenn Sie Geld horten wollen -  weitgehend Fehlanzeige! Denn künf­
tig ist das Bargeld abgeschafft. Edelmetalle werden unter Umständen 
hoch besteuert oder zum Beispiel wird der Goldmünzenbesitz ganz 
verboten. Passenden Ersatz wird es kaum mehr geben. Die umvertei­
lende Enteignung der Sparer kann so noch verstärkt werden.

Eine Volksabstimmung wird es vermutlich -  wie bei der Abschaffung 
der Deutschen Mark -  nicht geben. Das würde ohnehin nur Unruhe 
schaffen.

Nicht nur verunsicherten Normalbürgern, auch dem in den Medi­
en verunglimpften »Wutbürger« wird eine Bühne zum öffentlichkeits- 
wirksamen Protest genommen. Bei einer Bargeldabschaffung wird 
ein Bank Run organisatorisch ausgeschaltet. Lange Schlangen vor ei­
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ner Bank wie 2007 bei Northern Rock, die den Vertrauensentzug der 
Kunden zeigen, gehören dann der Vergangenheit an.

Wenn Buchgeld nicht mehr ohne weiteres in Bargeld umgewandelt 
werden kann, braucht man nicht mehr zur Bank zu laufen -  auch 
nicht zum Geldautomaten, der im Krisenfall dann ebenfalls kein Bar­
geld mehr ausgibt. Der Staat und der Bankenapparat können re­
gulativ bestimmen, dass nur noch Buchgeld richtiges Geld ist und 
Bargeld nicht mehr (Papiergeld würde dann im übertragenen Sinne 
als ungültig gestempelt und Kleingeldmünzen gegebenenfalls in einer 
Ubergangsphase noch toleriert). Gewichtige Interessen sprechen da­
für, dass es schon bald so kommt. Vielleicht finden Sie weitere Unter­
stützer für die Erhaltung des Bargelds!

Glauben Sie nicht leichtfertig, dass es in erster Linie um die Bekämp­
fung von Kriminalität geht. Sie ist ohnehin im digitalen Bereich eta­
bliert, wie die laufenden Hackerangriffe zeigen. Datenspionage wird 
auch von Regierungen betrieben. Letztlich geht es nicht nur um pri­
vate Verbrechen, die natürlich mit rechtsstaatlichen Mitteln bekämpft 
werden sollen, sondern auch um staatliche Kriminalität. Hier wäre 
mehr Transparenz wünschenswert.

Auch der staatliche Kampf gegen Steuerhinterzieher ist kritisch zu 
hinterfragen. Hilft die Bargeldabschaffung hier wirklich? Nachdem 
das Bankgeheimnis ohnehin an Bedeutung verloren hat und die Steu­
erparadiese aus europäischer Sicht immer weiter entfernt sind, war­
um soll dann noch das Bargeld abgeschafft werden? Kontrolliert wird 
ja auch an (früheren) Grenzstellen. Vermögensverschiebungen sind 
auch ohne Bargeldtransfers möglich.

Die Steuergestaltung multinationaler Konzerne ist hier nicht vorbild­
lich. Sie verlagern ihre Standorte dorthin, wo sie optimal verdienen 
können. Für Bürger, deren wirtschaftliche Gestaltungsfreiheit mit
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dem Bargeldverbot beschränkt wird, ist das befremdlich. Besteuert 
wird der, der sich nicht wehren kann.

Das Argument des Kampfes gegen Steuerhinterziehung wirkt vor 
dem Hintergrund der allzu nachgiebigen Haltung gegenüber ein­
flussreichen multinational tätigen Gesellschaften nicht überzeugend. 
Während die Steuergestaltung internationaler Konzerne nach wie vor 
weitgehend eine Blackbox ist, soll der Bürger gläsern sein.

Der gläserne Zahler ist längst keine Utopie mehr. Er wird raue Wirk­
lichkeit, wenn sich die Bürger nicht dagegen wehren. Fairer ist es, den 
»War on cash« von interessierter Seite zu beenden und den Bürgern 
ihre finanzielle Freiheit zu lassen. Die Hortung von Bargeld schafft 
Sicherheit. Sie wäre ohnehin kein Problem, wenn Sparer adäquate 
Zinsen erhalten. Hier wäre ein rechtlicher Schutz plausibel, um die 
Umverteilung nicht noch zu begünstigen.

Die Debatte müsste ganz anders geführt werden. Professor Paul 
Kirchhof forderte einen grundrechtlichen Schutz:

»Die in der Europäischen Union verbundene Staatengemein­
schaft betreibt gegenwärtig eine Politik des >billigen Geldesq 
die manchem Geldeigentümer die Freiheit nimmt, sein Geld 
Ertrag bringend zu nutzen. Er kann nur noch Zinsen erzielen, 
die geringer sind als die Inflationsrate und die den Zinsertrag 
belastende Steuer. ... Das durch Staatsintervention verbilligte 
Geld gibt Banken, Fonds, Staaten und Spekulanten preiswer­
tes Geld, mit dem die Begünstigten ertragreich wirtschaften, 
nimmt dadurch aber Geldeigentümern das Recht, aus ihrem 
Eigentum Erträge zu erzielen.«69

Während Kirchhof dem Recht von Geldeigentümern, aus ihrem Ei­
gentum Erträge zu erzielen, Verfassungsrang einräumt, zieht er eine
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klare Grenze zu weltweiten Finanzaktivitäten von Hedgefonds oder 
den international tätigen Investmentbanken: »Das durch Geldtausch 
und Spekulation erworbene Geld verbleibt deshalb im Randbereich 
der verfassungsrechtlich geschützten Eigentümerfreiheit.«70

Sparer dürfen nicht bestraft werden. Die Durchsetzung von Negativ­
zinsen mit einer Bargeldabschafiung ist eine besonders unfaire zu­
sätzliche Umverteilung. Der gläserne Zahler würde so Realität. Er 
wäre kein freier Bürger mehr, sondern von Banken und vom Staat ge­
lenkt. Der Betreuungsstaat übernimmt dann alle Lebensrisiken für 
Sie. Wollen Sie das wirklich?
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Ludwig Erhard jetzt

Ulrich Horstmann

Deutschland ist heute so wohlhabend wie nie zuvor, 
gleichwohl stehen wir vor der großen Herausforderung, 
die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaftauch in einer 
digital vernetzten und globalisierten Wirtschaft zu ver­
teidigen. Ludwig Erhard hat gezeigt, wie das geht: Mit 
Mut und Optimismus - und im Wissen darum, dass Frei­
heit, Verantwortung und persönliche Leistungsbereit­
schaft Fortschritt und Wandel zum Wohle aller voran­
treiben. Demokratie, Eigenverantwortung, bürgerliche 
Freiheit und die Sicherung des Wettbewerbs standen 
für ihn im Fokus. Sorgen bereitet den Autoren, dass in 
den Euro-Staaten die Leitlinien Ludwig Erhards kaum 
mehr Beachtung finden. So werden Zukunftschancen 
vor allem für die nächsten Generationen verspielt. Die 
vernetzte Welt bietet auch für Europa Lösungen, um die 
Zukunft wieder auf dem festen Fundament freiheitlicher 
und demokratischer Werte zu gestalten.

160 Seiten I Broschur I 6,99 € (D) I ISBN 978-3-89879-916-4



Alles, was Sie über »Das Kapital im 21. Jahrhundert« 
von Thomas Piketty wissen müssen

Ulrich Horstmann

Thomas Pikettys voluminöses Werk Das Kapital im 
2 7 Jahrhundert hat die Zunft der Ökonomen entzweit 
wie kaum ein anderes Buch. Die Volkswirtschaft selbst 
scheint in ihren Grundfesten erschüttert Doch an sei­
nen Thesen über den Kapitalismus scheiden sich die 
Geister. Worum geht es also in diesem Opus magnum? 
Was hat Thomas Piketty untersucht? Welche politi­
schen Empfehlungen - die letztendlich uns alle betref­
fen - leitet er daraus ab? Wie ist sein Werk einzuordnen 
und zu interpretieren?

Alles, was Sie über Thomas Pikettys Kapital, seine 
Thesen und die Kritik daran wissen müssen, hat Ulrich 
Horstmann in diesem Buch verständlich dargestellt und 
interpretiert.

ULRICH
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T H O M A S  PIKETTY
WISSEN
MÜSSEN

112 Seiten I Broschur 16,99 € (D) I ISBN 978-3-89879-884-6



Verschenken Sie kein Geld!

Rolf Morrien I Lars Günther

Die Deutsche Skatbankhat 2014Geschichtegeschrieben: 
Als erste deutsche Bank verlangt sie von ihren Kunden 
einen Strafzins: Die elementare Regel unseres W irt­
schaftssystems, dass man für gespartes Geld Zinsen 
erhält, gilt nicht mehr. Für Sparer hat das dramatische 
Folgen: Nach Inflation, Steuern und Bankgebühren sinkt 
Jahr für Jahr die Kaufkraft ihrer Ersparnisse.
Doch es gibt Auswege. Solide Geldanlagen, die auch 
heute noch Renditen oberhalb der Inflationsrate abwer­
fen. Der Autor stellt kurz und knapp die Chancen und 
Risiken von Unternehmensanleihen, Genussscheinen, 
Wandelanleihen, Aktienanleihen, dividendenstarken 
Aktien, REITs, Pfandbriefen, Lebensversicherungen und 
weiteren Kapitalanlagen vor.

112 Seiten I Broschur I 6,99 € (D) I ISBN 978-3-89879-908-9



Die Krise ... ist vorbei ... macht 
Pause ... kommt erst richtig.

Daniel Stelter

Milliarden und Billionen, ESM und OMT. Gigantische 
Summen und kryptische Kürzel verschleiern die Fakten 
zur (Finanz)Krise. Doch die unbequeme Wahrheit lautet: 
Es geht um unser Geld! 77 Abbildungen helfen, die 
Zusammenhänge der Euro- und Schuldenkrise zu ver­
stehen. Denn: Ein Bild sagt mehr als 1000 Worte. Statt 
Politikern und Medien blind zu glauben, können wir 
selbst beurteilen, ob es richtig ist, wenn es plötzlich heißt: 
»Ein bisschen Inflation tut gar nicht weh.« Oder ob 
Deutschland für seine europäischen Nachbarn bürgen 
muss. Ohne große Worte zeigen 77 Abbildungen die 
wesentlichen Fakten.

Daniki. Stelter
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Zurück zur sozialen 
Marktwirtschaft!

Ulrich Horstmann

Ludwig Erhards Slogan »Wohlstand für Alle« ist fast 60 
Jahre nach der Veröffentlichung nur noch eine leere 
Phrase. Die Soziale Marktwirtschaft Ist gänzlich aus dem 
Fokus der Politik verschwunden. Die neuen »Masters of 
the Universe«, die Googles, Facebooks und Blackrocks 
dieserWelt, sind kaum zu fassende, multinationale Gebil­
de, die sich jedweder Reglementierung entziehen, wenig 
Steuern zahlen und als »Dank« mit den Geheimdiensten 
dieser Welt Zusammenarbeiten und mit sensiblen Infor­
mationen dealen.

Politikersind bestenfalls Randfiguren in einem Spiel, das 
sie längst nicht mehr verstehen. Ulrich Horstmann deckt 
schonungslos die modernen Machtzirkel auf, nennt die 
Profi teure beim Namen und zeigt, was der Einzelne tun 
kann, um sich zu wehren.
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unseren Büchern haben,

z. B. als Geschenk für Ihre Kundenbindungsprojekte, 

fordern Sie unsere attraktiven Sonderkonditionen an.

Weitere Informationen erhalten Sie bei unserem 

Vertriebsteam unter +49 89 651285-154

oder schreiben Sie uns per E-Mail an: 
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Alles, was Sie über kommende Bargeld­
abschaffung wissen müssen
Nicht nur die andauernde Niedrigzinsphase ist eine große 
Gefahr für Sie als Sparer, sondern auch das immer stärkere 
Zurückdrängen von Bargeld. In Italien und Frankreich sind 
bereits Bargeldzahlungen ab 1000 Euro illegal und viele 
Deutsche Banken haben neben Tageslimits schon Wochen­
limits eingeführt. Seitens der EU soll es bereits für 2018 
konkrete Pläne für eine vollständige Bargeldabschaffung 
geben. Welche krassen Folgen ein Verbot von Bargeld hätte 
und wie Sie sich als Sparer davor schützen können, zeigen 
Ulrich Horstmann und Gerald Mann als profunde Kenner in 
diesem Buch.

Alle Informationen über die Szenarien und Folgen 
einer Bargeldabschaffung
Das erste Buch, das über diesen neuen Enteignungs­
und Überwachungsansatz informiert 
Profundes Hintergrundwissen von zwei erfahrenen 
Finanzexperten

»Verkauft wird uns die Papiergeldlosigkeit anders: Nie mehr 
Steuerhinterziehung, Schwarzarbeit oder Drogenkriminalität. 
Na, wenn das keine M ega-A lib is für d ie  A bsch a ffu n g  d es  
Bargelds sind. Reden wir jetzt immer noch von Utopie oder 
schon von Perspektive?«

Aus dem Vorwort von Robert Halver, 
Leiter Kapitalmarktanalyse bei der Baader Bank

Preis: 6,99€ [D]|7,20€ [A| 
ISBN 978-3-89879-933-1
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